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ZUSAMMENFASSUNG 

Diese jährliche Veröffentlichung enthält aktuelle Einblicke von Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Bereich Politikanalyse im Wissenschaftlichen Dienst des Europäischen Parlaments zu zehn 
wichtigen Themen und Politikbereichen, die 2019 voraussichtlich an vorrangiger Stelle auf der 
politischen Tagesordnung der Europäischen Union stehen werden. Jeder Beitrag präsentiert den 
aktuellen Stand zu dem jeweiligen Thema, stellt heraus, was die Europäische Union tut und welche 
besondere Rolle das Europäische Parlament dabei einnimmt, geht auf mögliche Wechselwirkungen 
mit den übrigen Themen ein und skizziert einen Ausblick auf einige der wichtigsten zukünftigen 
Etappenziele. 

Der Schwerpunkt der vorliegenden aktuellen Ausgabe liegt auf drei Themenkomplexen. Der 
institutionelle Themenkomplex beginnt mit dem Kapitel Ein neues Europäisches Parlament – eine 
neue Europäische Kommission, in dem es darum geht, wie sich die Neuordnung der politischen 
Landschaft durch die Abstimmung der Bürgerinnen und Bürger anlässlich der Europawahl im Mai 
2019 auf den Bereich der Institutionen auswirken wird. Es wird darauf eingegangen, inwiefern sich 
das neue Europäische Parlament möglicherweise vom derzeitigen und von den vorhergehenden 
Parlamenten unterscheiden wird und wie die neue Kommission ernannt wird. Im nächsten Kapitel 
dieses Themenkomplexes, Die EU-27 – wie geht es weiter?, wird nach der Zukunft einer Union aus nur 
noch 27 Mitgliedstaaten gefragt, und die Richtung der aktuellen Debatte und die Zeit nach dem 
Brexit werden näher beleuchtet. Schließlich werden im Kapitel Künftige Finanzierung der Union die 
Inhalte und Zielsetzungen der Kommissionsvorschläge für den Finanzrahmen der nächsten sieben 
Jahre sowie die Ziele und die Verhandlungsposition des Parlaments dargelegt. 

Vier geopolitische Themen bilden den zweiten Themenkomplex, in dem es zunächst um die 
Beziehungen zwischen der Europäischen Union und Afrika geht, welches der Kommissionspräsident 
in seiner Rede zur Lage der Union 2018 als „unseren Partnerkontinent“ bezeichnet hat. In diesem 
Kapitel wird eine Intensivierung der Beziehungen befürwortet und potenzielle Partnerschaften 
werden betrachtet. Das Kapitel Handelskriege ist eine Bestandsaufnahme der derzeitigen 
Beziehungen zwischen Europa, China und den USA und geht auf die politischen, wirtschaftlichen 
und juristischen Konsequenzen und die Antwort der EU in diesem Zusammenhang ein. Im Kapitel 
Innere Sicherheit geht es dann um die zunehmende Digitalisierung der Kriminalität und um die Art 
und Weise, wie die EU mit diesem Problem umgeht. Zum Abschluss werden umwelt- und 
klimapolitische Herausforderungen aus einer ungewöhnlichen Perspektive betrachtet, nämlich mit 
Blick auf die Meere, die ja bekanntlich den Großteil der Oberfläche unseres Planeten bedecken. Im 
Kapitel Hin zu einer Politik für die Meere wird auf den Nutzen und die Probleme der Meere sowie auf 
die EU-weiten und globalen Strategien in diesem Bereich und die voraussichtlichen Entwicklungen 
im kommenden Jahr eingegangen.  

Der Kreis der Zehn Themen, die 2019 im Fokus stehen werden schließt sich mit dem Themenkomplex 
zu Technologiefragen, der mit dem Kapitel Von künstlicher Intelligenz zu kollektiver Intelligenz 
beginnt, in dem dieses neue Thema und die Rolle der EU 2019 und danach näher beleuchtet werden. 
Anschließend geht es im Kapitel Elektromobilität um den wachsenden Markt der Elektrofahrzeuge 
für den Straßenverkehr und die Maßnahmen der EU zur Unterstützung dieses Marktes. Zum Schluss 
wird in einem allgemeineren Beitrag zum Thema Digitaler Wandel eine Bestandsaufnahme zu 
diesem überall präsenten Phänomen gemacht und der Frage nachgegangen, welches der beste 
Weg in eine digitale Wirtschaft wäre und wie der erforderliche rechtliche, ethische und 
regulatorische Rahmen gestaltet werden sollte. 



EPRS | Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments 
  
 

II 

Ergänzend zu den beiden vorhergehenden Ausgaben dieser jährlichen Reihe und zu dem 
allgemeinen umfangreichen Angebot an Publikationen des EPRS hat die 2019er Ausgabe dieser 
Veröffentlichung zum Ziel, am Beginn eines für die Zukunft Europas und seiner Bürgerinnen und 
Bürger entscheidenden Jahres die Mitglieder des Europäischen Parlaments und die breitere 
Öffentlichkeit zu informieren und zum Nachdenken und Diskutieren anzuregen. 
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Einleitung 
Jeder Jahresbeginn ist gekennzeichnet von Hoffnungen und Erwartungen, guten Vorsätzen, einer 
Aufbruchsstimmung und neuen Möglichkeiten sowie von Neugier angesichts des Unbekannten. 
Was die ersten beiden Ausgaben dieser jährlichen Veröffentlichung für 2017 und 2018 angeht, war 
dies zweifellos der Fall. Es ist aus mehreren Gründen zu erwarten, dass das Jahr 2019 mindestens 
ebenso viele neue, besondere und anspruchsvolle Herausforderungen bringen wird: 

Erstens wird sich die politische Landschaft Europas in nur wenigen Monaten in vielerlei Hinsicht 
stark verändern: Im Mai wählen die Bürgerinnen und Bürger anlässlich der Europawahl ein neues 
Europäisches Parlament, was wiederum eine neue Europäische Kommission zur Folge haben wird; 
eine Europäische Union aus demnächst nur noch 27 Mitgliedern wird in dieser neuen Konstellation 
ihren Weg in die Zukunft finden müssen, und mit dem neuen mehrjährigen Finanzrahmen wird die 
Union die Finanzmittel festlegen, die ihr in den nächsten sieben Jahren zur Verfügung stehen, damit 
sie ihre Vision voranbringen und diese für ihre 450 Millionen Bürgerinnen und Bürger verwirklichen 
kann. 

Zweitens leben wir in einer Welt im Wandel: Die Beziehungen zwischen Europa und Afrika müssen 
neu gestaltet werden, unser Planet ist durch Umweltverschmutzung an Land und in den Meeren 
gefährdet, sodass auf europäischer und auf globaler Ebene gehandelt werden muss, und auf der 
internationalen Bühne zeichnen sich Kritik am Multilateralismus und eine Tendenz zu 
Handelskonflikten ab. 

Drittens verändert sich jenseits des Strukturwandels und dessen Folgen für die Europäische Union 
das Wirtschafts- und Sozialgefüge der Gesellschaft als Ganzes dramatisch und mit beispielloser 
Geschwindigkeit. Die Digitalisierung ist nicht nur eine technologische und wirtschaftliche 
Angelegenheit, sondern wirkt sich auch auf ebendieses Sozialgefüge aus und erfasst immer mehr 
Lebensbereiche der Bürgerinnen und Bürger. 

Ob die Fragestellungen nun politischer, geopolitischer oder technologischer Natur sind, jede von 
ihnen erfordert besondere Aufmerksamkeit. Aus diesem Grund hat der Wissenschaftliche Dienst des 
Europäischen Parlaments (EPRS) ein Dutzend Kolleginnen und Kollegen aus dem Bereich 
Politikanalyse gebeten, die aktuellen Entwicklungen in ihren jeweiligen Fachgebieten zu skizzieren, 
die Rolle der europäischen Institutionen zu erläutern und zu umreißen, was in den kommenden 
Monaten bzw. im kommenden Jahr zu erwarten ist. 

Um ein klareres Bild von der Europäischen Union im Jahr 2019 und ein genaueres Verständnis von 
der vorherrschenden Dynamik und den bevorstehenden Aufgaben zu erhalten, ist es wichtig, die 
einzelnen Themen nicht nur isoliert, sondern auch im Zusammenspiel zu betrachten und ihre 
Wechselwirkungen zu untersuchen. Diese Wechselwirkungen sind hochkomplex, was auch auf dem 
Cover dieser Veröffentlichung angedeutet wird. Die Gründlichkeit der Analyse in dieser 
Veröffentlichung wird dadurch erreicht, dass besonders darauf eingegangen wird, in welcher 
Beziehung jedes der zehn Themen zu den übrigen neun steht. Der Charakter der 
Wechselbeziehungen variiert je nach Bereich; so ist es nicht verwunderlich, dass sich institutionelle 
Veränderungen und Haushaltsentwicklungen auf alle anderen Bereiche auswirken, aber es gibt 
auch weniger offensichtliche Interaktionen, die eine eingehendere Betrachtung wert sind, z. B. der 
digitale Wandel, die Beziehungen der EU zu Afrika oder die innere Sicherheit. 
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Wir hoffen, dass die aktuelle Ausgabe dieser Veröffentlichung Ihr Interesse findet und die darin 
beschriebenen Herausforderungen und Chancen des kommenden Jahres Sie zum Nachdenken 
anregen und neugierig machen. 

 

Étienne Bassot 

Direktor, Wissenschaftlicher Dienst für die Mitglieder 
Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments (EPRS)   
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1. Ein neues Europäisches Parlament – eine neue 
Europäische Kommission 

Was am neuen Europäischen Parlament anders sein wird 
Die Europawahl vom 23. bis 26. Mai 2019 wird die erste sein, die nach dem 
Austritt eines Mitgliedstaats aus der EU stattfindet; der Brexit ist für den 
30. März 2019 geplant. Infolgedessen wird das Parlament, nachdem es 
jahrzehntelang fortwährend gewachsen ist, sowohl in Bezug auf die Anzahl der 
vertretenen Mitgliedstaaten als auch auf die Anzahl seiner Mitglieder erstmals 
kleiner – die Zahl der Abgeordneten der Wahlperiode 2019–2024 wird sich von 
751 auf 705 reduzieren. Von den 73 Sitzen, die nach dem Brexit frei werden, 

werden 27 umverteilt, sodass sich in einigen Mitgliedstaaten die Zahl der gewählten Vertreter leicht 
erhöht. Sollte das Vereinigte Königreich zu Beginn der neuen Wahlperiode noch Mitglied der EU 
sein (etwa bei einem einstimmigen Beschluss des Europäischen Rates, die Verhandlungen zu 
verlängern, oder falls das Vereinigte Königreich seine Mitteilung nach Artikel 50 EUV widerruft), 
bleibt die Anzahl der Mitglieder unverändert (im ersten Fall bis zum Austritt des Vereinigten 
Königreichs). 

Neben der zahlenmäßigen Veränderung erwarten Beobachter außerdem – angesichts der 
abnehmenden Wählerunterstützung für die „traditionellen“ Parteien und einer Welle neuer 
politischer Kräfte an beiden Rändern des politischen Spektrums – ein stärker fragmentiertes 
Parlament. Der Gesamtanteil der beiden größten Fraktionen im Parlament – der Fraktion der 
Europäischen Volkspartei (PPE) und der Fraktion der Progressiven Allianz der Sozialdemokraten im 
Europäischen Parlament (S&D) – ist in der Wahlperiode 1999–2004 auf 66 % angestiegen und 
seither immer weiter gesunken, nach der Wahl von 2014 fiel er auf 54,8 %. Allgemein wird erwartet, 
dass er noch weiter zurückgeht, sodass es unerlässlich wäre, über Parteigrenzen hinweg Allianzen 
zu bilden, um Mehrheiten zu ermöglichen.  

Diese Entwicklungen werden mit ziemlicher Sicherheit Folgen für die Fraktionen haben, 
insbesondere nach dem Wegfall der 73 britischen Mitglieder nach dem Brexit. Derzeit sind 19 der 
74 Mitglieder der Fraktion der Europäischen Konservativen und Reformer (ECR) und 19 der 43 
Mitglieder der Fraktion Europa der Freiheit und der direkten Demokratie (EFDD) Abgeordnete des 
Vereinigten Königreichs. Die Anzahl der Fraktionen im Parlament hat seit der ersten direkten Wahl 
1979 stets zwischen sieben und zehn geschwankt. Zur Bildung einer Fraktion bedarf es mindestens 
25 Mitglieder, die in mindestens einem Viertel der Mitgliedstaaten (derzeit sieben) gewählt wurden 
(Artikel 32 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments). Eine der größten Ungewissheiten 
im Hinblick auf das Parlament von 2019–2024 ist, wem sich die Bewegung En Marche des 
französischen Präsidenten Emmanuel Macron anschließen wird. Letzterer war lange Zeit nicht 
geneigt, sich in irgendeine der europäischen politischen Gruppierungen einzuordnen, doch 
aktuellen Berichten zufolge ist ein Zusammengehen mit der Fraktion der Allianz der Liberalen und 
Demokraten für Europa (ALDE) wahrscheinlich, was möglicherweise weitreichende Konsequenzen 
haben wird. Die erste Plenartagung des neu gewählten Parlaments findet vom 2.–4. Juli 2019 statt; 
dann wird das Parlament auch sein Präsidium wählen, nämlich den Präsidenten, die Vizepräsidenten 
und die Quästoren.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32018D0937
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA(2018)623556
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA(2018)623556
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/614733/EPRS_BRI(2018)614733_DE.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/614733/EPRS_BRI(2018)614733_DE.pdf#page=4
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+RULES-EP+20180731+RULE-032+DOC+XML+V0//DE&navigationBar=YES
https://www.politico.eu/article/emmanuel-macron-mark-rutte-liberal-dream-team-upend-european-politics/
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Wie wird die Europäische Kommission ernannt? 
Bereits bei seiner Gründung hatte das Europäische Parlament die Möglichkeit, die Europäische 
Kommission durch einen Misstrauensantrag abzusetzen. Im Laufe der Zeit bekam es aber auch eine 
immer wichtigere Funktion im Prozess der Ernennung einer neuen Kommission. Der Vertrag von 
Maastricht (1992) verlieh dem Parlament die Befugnis, der Kommission als Kollegium vor deren 
Amtsantritt zuzustimmen (oder auch sie abzulehnen), und legte fest, dass die Mitgliedstaaten das 
Parlament konsultieren müssen, bevor sie einen Kandidaten für das Amt des 
Kommissionspräsidenten vorschlagen. Derzeit wird der Kandidat für das Amt des Präsidenten der 
Kommission vom Europäischen Rat vorgeschlagen, doch muss dieser dabei das Ergebnis der Wahl 
zum Europäischen Parlament berücksichtigen und vorab entsprechende Konsultationen 
durchführen (Artikel 17 Absatz 7 EUV). Der Präsident wird vom Parlament mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder gewählt (d. h. mit 376 von 751 Stimmen bzw. – nach dem Brexit – mit 353 von 
705 Stimmen).  

Dass das Band zwischen der Kommission und dem Parlament immer stärker wird, ist in jüngster Zeit 
wohl am deutlichsten durch das Spitzenkandidaten-Verfahren demonstriert worden, mit dem nach 
der Wahl von 2014 Jean-Claude Juncker ins Amt des Kommissionspräsidenten gewählt wurde. Das 
Parlament ist fest entschlossen, an diesem Prinzip auch 2019 festzuhalten und es zur Norm zu 
machen. In seinem Beschluss vom 7. Februar 2018 bekräftigte das Parlament seine Unterstützung 
für dieses Verfahren und betonte, „dass der Europäische Rat durch eine Missachtung des 
Spitzenkandidaten-Verfahrens auch Gefahr laufen würde, dem Parlament einen Kandidaten für das 
Amt des Präsidenten der Kommission zur Billigung vorzuschlagen, der nicht über eine ausreichende 
Mehrheit im Parlament verfügt“. Das Parlament stellte außerdem klar, dass es bereit sei, „jeden 
Kandidaten abzulehnen, der [...] nicht als Spitzenkandidat benannt“ worden sei. Während sowohl die 
Kommission als auch deren Präsident ihre uneingeschränkte Unterstützung für das 
Spitzenkandidaten-Verfahren zum Ausdruck brachten, betonte der Europäische Rat, dass er allein 
dafür zuständig sei, den Kandidaten zu benennen, und bestand darauf, dass es „keinen 
Automatismus bei diesem Verfahren“ gebe. 

Nach der Wahl des Kommissionspräsidenten stellt sich die Kommission als Kollegium einem 
Zustimmungsvotum des Europäischen Parlaments (Artikel 17 Absatz 7 EUV). Dem gewählten 
Kommissionspräsidenten obliegt es, den von den nationalen Regierungen vorgeschlagenen 
designierten Kommissionsmitgliedern die Zuständigkeit für bestimmte Politikbereiche zuzuweisen. 
Im Jahr 1994 begann das Parlament damit, parlamentarische Anhörungen der designierten 
Kommissionsmitglieder durchzuführen, bevor es seine Zustimmung gab. Diese Anhörungen dienen 
dazu, die allgemeine Befähigung der Kandidaten, ihren Einsatz für Europa und ihre persönliche 
Unabhängigkeit sowie die Kenntnis ihres künftigen Politikbereichs und ihre 
Kommunikationsfähigkeiten zu bewerten, wobei besonders auf die ausgewogene Vertretung von 
Männern und Frauen geachtet werden soll (Anlage VI der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments). Zwar kann das Parlament designierte Kommissionsmitglieder nicht einzeln ablehnen, 
doch kann es im Vorfeld des Zustimmungsvotums in Bezug auf bestimmte Kandidaten oder die 
diesen zugewiesenen Geschäftsbereiche politischen Druck ausüben, was in der Vergangenheit auch 
bereits vorgekommen ist. Nach den Anhörungen und im Anschluss an das Zustimmungsvotum wird 
die neue Kommission vom Europäischen Rat ernannt. Die Amtszeit der neuen Kommission beginnt 
am 1. November 2019. 

Es bleibt abzuwarten, welches die politischen Prioritäten der neuen Kommission und ihres 
Präsidenten sein werden und wie diese in dem neuen mehrjährigen und jährlichen 
Programmplanungszyklus und auch im Jahresarbeitsprogramm der Kommission für 2020 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1543837431844&uri=CELEX:12016M017
http://www.europarl.europa.eu/unitedkingdom/en/media/news/2017/october17/tajani19-10-17.html
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2018-0030+0+DOC+XML+V0//DE
https://ec.europa.eu/commission/priorities/state-union-speeches/state-union-2018_de
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/european-council/2018/02/23/
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2014)538919
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+RULES-EP+20180731+ANN-06+DOC+XML+V0//DE&navigationBar=YES
https://www.politico.eu/article/meps-reject-bratusek-and-force-juncker-rethink/
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umgesetzt werden. In der Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung von 2016 
werden die Kommission, das Parlament und der Rat in diesem Bereich zur interinstitutionellen 
Zusammenarbeit verpflichtet. Bei Ernennung der neuen Kommission müssen sich diese Organe 
„über die wichtigsten Politikziele und -prioritäten der drei Organe für die neue Amtszeit [...] 
austauschen“ und vor und nach der Annahme des Jahresarbeitsprogramms der Kommission einen 
Dialog miteinander führen. 

Voraussichtliche Zeitleiste 

 

  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.L_.2016.123.01.0001.01.DEU
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2. Die EU-27 – wie geht es weiter? 

Das Jahr 2019 wird aller Voraussicht nach für die Marschrichtung der 
europäischen Integration ausschlaggebend sein. Zwei Ereignisse könnten 
diesen Prozess beschleunigen: der Brexit und die Wahl zum Europäischen 
Parlament. Insbesondere wird sich die aktuelle Diskussion über die Zukunft 
Europas zwangsläufig auf die Wahl auswirken. 

Die Richtung der aktuellen Debatte 
Nicht nur auf der institutionellen Ebene, sondern auch in wissenschaftlichen und breiteren 
politischen Kreisen sind in der letzten Zeit intensive Überlegungen zur Zukunft der EU angestellt 
worden. Hinweise darauf, dass eine solche Debatte geführt werden müsse, sind zwar schon vor dem 
Brexit laut geworden, doch haben sie sich nach dem Referendum über den EU-Austritt des 
Vereinigten Königreichs im Juni 2016 noch verstärkt. Mit der Erklärung von Bratislava vom 
September 2016 bezogen die Staats- und Regierungschefs klar Stellung zugunsten der Einheit der 
EU-27; sie stellten einen Fahrplan mit konkreten Maßnahmen für Bereiche mit oberster Priorität wie 
Migration und soziale Entwicklung der EU vor und begannen mit einer Reflexion über die Ursachen 
für die Unzufriedenheit mit der Europäischen Union. Im März 2017 bekannten sich die Staats- und 
Regierungschefs von 27 Mitgliedstaaten anlässlich des 60. Jahrestags der Unterzeichnung der 
Römischen Verträge in der Erklärung von Rom feierlich zu Einheit und Solidarität. In dieser Erklärung 
wurde die Idee einer Integration geäußert, bei der man sich zwar mit unterschiedlicher Gangart und 
Intensität, aber doch in dieselbe Richtung bewege. Der nächste offizielle Anlass, bei dem eine 
Zukunftsstrategie für die Zeit bis 2024 vorgestellt werden soll, ist das informelle Treffen der EU-
Staats- und Regierungschefs in Sibiu am 9. Mai 2019, dem Jahrestag der Schuman-Erklärung, 
gleichzeitig aber auch nur wenige Wochen vor der Wahl zum Europäischen Parlament. 

Das erste EU-Organ, das in dieser Hinsicht konkrete Vorschläge gemacht hat, war das Europäische 
Parlament, das im Februar 2017 in zwei seiner Entschließungen Anpassungen der institutionellen 
Struktur vorschlug, um den europäischen Integrationsprozess wiederaufzunehmen. In der ersten 
Entschließung wird nahegelegt, das ungenutzte Potenzial des Vertrags von Lissabon auszuschöpfen 
(einschließlich eines Übergangs zur qualifizierten Mehrheit bei Abstimmungsverfahren und zu einer 
Beschränkung der Ratsformationen). In der zweiten Entschließung werden durchgreifende 
Veränderungen der institutionellen Struktur gefordert (hier sind vor allem die Ernennung eines EU-
Finanzministers und eines EU-Außenministers und eine Reduzierung der Anzahl der 
Kommissionsmitglieder zu nennen). 

In ihrem Weißbuch vom März 2017 skizziert die Kommission fünf Szenarien für die Zukunft der 
Europäischen Union. Auf dieses Weißbuch gab es noch keine offizielle Reaktion des Europäischen 
Rates, doch werden darin mehrere Schlüsselfragen erörtert, insbesondere auch die Möglichkeit 
einer Integration der EU-Mitgliedstaaten mit unterschiedlichen Geschwindigkeiten. Diese Option 
wurde 2017 von den Führungsspitzen Frankreichs, Spaniens, Italiens, Deutschlands und der 
Beneluxländer mit Interesse aufgenommen und begrüßt und wird wahrscheinlich in den 
kommenden Jahren als mögliche Arbeitsmethode diskutiert werden. Die Visegrad-Staaten dagegen 
haben sich zwar zum europäischen Integrationsprozess und zum Binnenmarkt bekannt, stehen 
dieser Möglichkeit aber nach wie vor skeptisch gegenüber und heben hervor, dass eine Spaltung 
der EU vermieden werden müsse. 

http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)620202
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA(2017)607261
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2016/09/16/bratislava-declaration-and-roadmap/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2017/03/25/rome-declaration/
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/search.html?word=sibiu
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2017-0049+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2017-0048+0+DOC+XML+V0//DE
https://ec.europa.eu/commission/publications/white-paper-future-europe_de
http://www.visegradgroup.eu/calendar/2018/v4-statement-on-the
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Will man die zukünftige Richtung der EU vorhersagen, können die deutsch-französischen 
Beziehungen nicht außer Acht gelassen werden, da sie wichtige Hinweise auf zukünftige 
Entwicklungen geben, auch wenn sie nicht das einzige „Antriebsaggregat“ für Europa sind. Der 
französische Präsident Emmanuel Macron und Bundeskanzlerin Angela Merkel, die ihre Visionen in 
der Sorbonne-Rede im September 2017 bzw. in einem Interview mit der Frankfurter Allgemeinen 
Sonntagszeitung im Juni 2018 dargelegt haben, sind in der Erklärung von Meseberg vom 19. Juni 
2018 gemeinsame Verpflichtungen eingegangen. Dies ist bezeichnend für die Konvergenz 
zwischen Macron und Merkel bei unterschiedlichen Themen, z. B. bei der Migrationsagenda, mit der 
das Gemeinsame Europäische Asylsystem gestärkt und eine echte europäische Grenzpolizei 
geschaffen werden soll, bei der Wirtschafts- und Währungsunion sowie bei der Aufstellung eines 
Haushalts für die Eurozone. 

Das Europäische Parlament bietet seit einiger Zeit ein demokratisches Forum für einen besonders 
spannenden Meinungsaustausch an: Staats- und Regierungschefs werden von Parlamentspräsident 
Antonio Tajani eingeladen, während Plenartagungen des Parlaments an einer (inzwischen 
monatlichen) Reihe von Plenardebatten zur Zukunft Europas teilzunehmen. Bei diesen Debatten die 
während des gesamten Jahres 2018 und darüber hinaus weiterlaufen werden, sind in vielen 
Bereichen interessante konvergierende Standpunkte zutage getreten, so zum Beispiel in Bezug auf 
die Verwirklichung der WWU, die Verteidigung des europäischen Sozialmodells, die Unterstützung 
eines freien und fairen Handels und eine gemeinsame Strategie zur Bekämpfung des Klimawandels. 
In anderen Bereichen wiederum wurden Meinungsunterschiede deutlich, etwa bei den Themen 
Migration, Steuerwesen und Bankenunion. Neben den verschiedenen Vorschlägen von 
Führungsspitzen oder Institutionen der EU, die sich auf politische oder institutionelle Aspekte 
beziehen, sind auch der Schutz der Grundwerte und die politische und demokratische Entwicklung 
der EU Themen, die in diesen Debatten voraussichtlich zur Sprache kommen werden. 

Auch wenn das Interesse an Vertragsreformen derzeit offenbar gering ist, gibt es die weit verbreitete 
Auffassung, dass die Art und Weise, wie die EU bisher funktioniert hat, auf jeden Fall geändert 
werden muss. Die 2019 stattfindende Wahl zum Europäischen Parlament, dessen 
Zusammensetzung sich durch den EU-Austritt des Vereinigten Königreichs ändern wird (s. Thema 1) 
bietet eine hervorragende Plattform, um offen über die Richtung zu diskutieren, die die EU künftig 
einschlagen soll. Die konkrete Durchführbarkeit von Reformen wird allerdings in hohem Maße von 
der politischen Zusammensetzung des Europäischen Parlaments abhängen. Diesbezüglich könnte 
der erwartete EU-weite Erfolg von Anti-Establishment-Parteien, die möglicherweise an einer 
neuerlichen Stärkung der europäischen Institutionen und an einer Neuauflage von EU-Strategien 
gar nicht interessiert sind, dazu führen, dass es schwer sein wird, sinnvolle Vorstöße umzusetzen. 
Perspektivisch muss die EU, insbesondere anlässlich der Europawahl 2019, ein positives Narrativ 
finden, um das europäische Projekt wieder attraktiv zu machen. 

Nach dem Brexit 
Der EU-Austritt des Vereinigten Königreichs wird vermutlich zu einer Änderung der politischen 
Kräfteverhältnisse innerhalb der Union führen. Das kann bedeuten, dass die Mitgliedstaaten offen 
dafür sein müssen, in einzelnen politischen Fragestellungen neue Allianzen zu bilden, z. B. indem 
sie über die üblichen, in den vergangenen Jahrzehnten gewachsenen politischen bzw. regionalen 
Allianzen hinaus versuchen, eine gemeinsame Basis zu finden. Wenn der Brexit nach Plan verläuft, 
könnten Verhandlungen über die zukünftigen Handelsbeziehungen zwischen der EU und dem 
Vereinigten Königreich aufgenommen werden. Zu den bisher vorgeschlagenen Optionen gehören 
das Modell eines Freihandelsabkommens nach dem Vorbild des Umfassenden Wirtschafts- und 

https://www.elysee.fr/emmanuel-macron/2018/01/09/initiative-pour-l-europe-discours-d-emmanuel-macron-pour-une-europe-souveraine-unie-democratique
https://www.bundeskanzlerin.de/bkin-de/aktuelles/europa-muss-handlungsfaehig-sein-1141498
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/erklaerung-von-meseberg-1140536
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)628288
http://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/priorities/zukunft-europa
http://www.futureofeuropedebates.eu/
http://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/eu-affairs/20180222STO98434/bedenken-zur-rechtsstaatlichkeit-in-mitgliedstaaten-was-die-eu-unternehmen-kann
https://www.robert-schuman.eu/en/european-issues/0463-refoming-the-european-union-a-political-and-democratic-imperative
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2018/614687/EPRS_ATA(2018)614687_DE.pdf
http://www.egmontinstitute.be/between-rome-and-sibiu-a-trajectory-for-the-new-european-narrative/
https://carnegieeurope.eu/2018/03/23/there-is-life-for-eu-after-brexit-pub-75876
https://carnegieeurope.eu/2018/03/23/there-is-life-for-eu-after-brexit-pub-75876
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/603866/EXPO_STU(2018)603866_EN.pdf
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Handelsabkommens EU-Kanada (CETA), das türkische Modell (d. h. eine Zollunion) und die WTO-
Option. Das Modell des Freihandelsabkommens würde dabei wohl am ehesten den politischen 
roten Linien entsprechen, die das Vereinigte Königreich ursprünglich vorgeschlagen hat. Ebenso 
muss festgelegt werden, wie die zukünftige Außenpolitik gestaltet werden soll, z. B. in Form eines 
Assoziierungsabkommens. 

In der politischen Erklärung zur Festlegung des Rahmens für die künftigen Beziehungen werden die 
Eckpunkte für eine breite und vertiefte Partnerschaft festgelegt, u. a. auch in den Bereichen Handel 
und wirtschaftliche Zusammenarbeit. In der politischen Erklärung wird auch bekräftigt, dass die 
Backstop-Lösung für Nordirland letztlich ersetzt werden soll, und zwar durch eine anschließende 
Übereinkunft mit alternativen Regelungen, die gewährleisten, dass keine harte Grenze besteht. Die 
EU und das Vereinigte Königreich würden einander in Bezug auf gesundheitspolizeiliche und 
pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen (SPS-Maßnahmen) als eigenständige Einheiten behandeln, 
was besonders für Landwirte von Bedeutung wäre. Wie im Austrittsabkommen dargelegt, würden 
das Vereinigte Königreich und die EU nach dem Brexit zunächst in einer De-facto-Zollunion bleiben. 
Zugleich werden in der politischen Erklärung die Souveränität des Vereinigten Königreichs und die 
Entwicklung einer zukünftigen unabhängigen Handelspolitik für das Land bekräftigt. Zum 
Zeitpunkt der Abfassung dieses Textes steht die Billigung des Austrittsabkommens und der 
dazugehörigen Erklärung durch das britische Parlament noch aus.  

Bezüglich der Außen- und Verteidigungspolitik liegt es eindeutig im Interesse beider Parteien, die 
enge Zusammenarbeit beizubehalten. Es wird darüber diskutiert, das Vereinigte Königreich als 
bedeutende europäische Militärmacht an Verteidigungsinitiativen der EU zu beteiligen. Mit dem 
Austritt des Vereinigten Königreichs wird die EU einen ihrer beiden ständigen Sitze im Sicherheitsrat 
der Vereinten Nationen verlieren. Dennoch ermöglicht der Brexit der EU vielleicht auch, bei ihrer 
Verteidigungszusammenarbeit schneller voranzukommen und in einigen Bereichen ihrer 
Außenbeziehungen stärker zu werden. 

  

http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628220/EPRS_STU(2018)628220_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628220/EPRS_STU(2018)628220(ANN1)_EN.pdf
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/XT-21095-2018-INIT/de/pdf
https://www.bbc.com/news/uk-northern-ireland-politics-44615404
https://www.gov.uk/government/publications/withdrawal-agreement-and-political-declaration
https://www.instituteforgovernment.org.uk/explainers/uk%E2%80%93eu-defence-and-security-cooperation
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/628220/EPRS_STU(2018)628220_EN.pdf
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3. Die künftige Finanzierung der Union 

Das Jahr 2019 ist das vorletzte des derzeitigen mehrjährigen Finanzrahmens 
(2014–2020), und der Finanzrahmen der EU für die Zeit nach 2020 ist bereits in 
Vorbereitung. Im Mai 2018 hat die Kommission ihre Vorschläge für den 
mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2021–2027 und für ein neues System der 
Eigenmittel und die Einnahmen bzw. Ausgaben des Haushalts vorgelegt. Es 
folgten mehrere weitere Legislativvorschläge für neue und bestehende 
Ausgabenprogramme und Fonds im Rahmen des nächsten MFR 

(sektorbezogene Verordnungen), was zur Folge hatte, dass die EU entscheidende Verhandlungen 
nicht nur über finanzielle Fragen führte, sondern auch darüber, wie sie ihre zukünftigen Prioritäten 
setzen will und wo sie im nächsten Jahrzehnt Handlungsbedarf sieht. 

Auch wenn diese Legislativvorschläge oft insgesamt als „MFR-Paket“ bezeichnet werden, folgen sie 
unterschiedlichen Verfahren, bei denen unterschiedliche Rollen für das Parlament und den Rat 
vorgesehen sind. Bevor der Rat die MFR-Verordnung erlassen kann, muss das Parlament seine 
Zustimmung geben (Artikel 312 AEUV); geht es dagegen um den Beschluss zur Festlegung der 
Bestimmungen über das System der Eigenmittel, wird das Parlament vom Rat lediglich angehört 
(Artikel 311 AEUV). Die sektorbezogenen Verordnungen wiederum werden nach dem ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren angenommen, wobei das Parlament und der Rat gleichberechtigt sind 
(Artikel 289 und 294 AEUV). Wie die Erfahrung der letzten MFR-Verhandlungen allerdings gezeigt 
hat, spielt der Europäische Rat, obwohl er laut den Verträgen „die allgemeinen politischen 
Zielvorstellungen und Prioritäten“ der Union festlegt und „nicht gesetzgeberisch tätig“ wird, eine 
entscheidende Rolle bei der Entscheidungsfindung, auch was die Zahlen sowie viele Detailaspekte 
der Ausgabenprogramme angeht. Eine Einigung zu erzielen wird diesmal noch schwieriger, weil es 
die Ausnahmesituation gibt, dass die Amtsantritte des neuen Parlaments und der neuen 
Kommission zeitlich nicht zusammenfallen. Um zu verhindern, dass es dadurch zu Verzögerungen 
bei den Verhandlungen und beim Beginn der Umsetzung der Ausgabenprogramme kommt, haben 
die Kommission und das Parlament zu einer zügigen Einigung über den MFR im Vorfeld der 
Europawahl im Mai 2019 aufgerufen. Dieses Ziel wurde jedoch dadurch zunichtegemacht, dass der 
Europäische Rat beim Dezember-Gipfel den künftigen Ratsvorsitz dazu aufforderte, die Arbeit 
fortzusetzen, um dann erst im Herbst 2019 zu einer Einigung zu kommen. 

Der Vorschlag der Kommission: Inhalte und Zielsetzung 
Bei dem Vorschlag der Kommission für den MFR 2021–2027 wurden die breitere Debatte über die 
Zukunft Europas und ihrer Finanzen, die Herausforderungen durch die Wirtschaftskrise, die 
Migrationskrise und die Bedrohungen durch den Terrorismus sowie die Folgen des EU-Austritts des 
Vereinigten Königreichs berücksichtigt. Ein neuer MFR wäre eine Chance, den neuen politischen 
Prioritäten, die von den Mitgliedstaaten in der Erklärung von Bratislava im September 2016 und in 
der Erklärung von Rom im März 2017 formuliert wurden, Rechnung zu tragen und Maßnahmen und 
finanzielle Mittel einzuplanen, um sie zu verwirklichen. Die Kommission hätte außerdem die 
Gelegenheit, den EU-Haushalt zu modernisieren, ihn flexibler zu gestalten, mehr in Bereiche zu 
investieren, in denen ein wirklicher europäischer Mehrwert erzielt werden kann, die 
Ausgabeverfahren zu vereinfachen und – last but not least – das Eigenmittelsystem zu reformieren. 

All diese Aspekte sind bis zu einem gewissen Grad in die Vorschläge der Kommission eingeflossen. 
Der vorgeschlagene MFR beläuft sich für den Zeitraum 2021–2027 auf insgesamt 1 134 583 Mio. EUR 
(Mittelbindungen, Preise von 2018). Dies entspricht 1,11 % des Bruttonationaleinkommens (BNE) 

http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)620240
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/615644/EPRS_BRI(2018)615644_DE.pdf
https://ec.europa.eu/commission/publications/white-paper-future-europe_de
https://ec.europa.eu/commission/publications/reflection-paper-future-eu-finances_de
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/eu-future-reflection/bratislava-declaration-and-roadmap/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2017/03/25/rome-declaration/
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der EU-27 und stellt, verglichen mit dem derzeitigen MFR mit einem Anteil am BNE der EU-27 von 
1,16 % (Brexit-bereinigt), eine leichte Abnahme dar. Bei den Ausgaben will die Kommission die 
Mittel für Bereiche wie den Binnenmarkt, Innovation und Forschung, Umwelt- und Klimaschutz, 
Migration und Grenzmanagement aufstocken. Kürzungen dagegen werden vorgeschlagen für die 
Kohäsionspolitik (−10 %) und die Gemeinsame Agrarpolitik (−15 %) (s. Abb. 1). Erstmals enthält der 
MFR einen speziellen Haushalt für Sicherheit und Verteidigung und für Instrumente zur 
Unterstützung der Europäischen Währungsunion. Der Vorschlag umfasst darüber hinaus 
verbesserte und neue Instrumente für einen flexibleren Haushalt, mit dem schneller auf 
unvorhergesehene Bedürfnisse reagiert werden kann. Des Weiteren schlägt die Kommission neue 
Maßnahmen vor, um zukünftige EU-Ausgaben vor finanziellen Risiken zu schützen, die auf generelle 
Rechtsstaatlichkeitsdefizite in den Mitgliedstaaten zurückgehen. Auf der Seite der Einnahmen hat 
die Kommission das bestehende Eigenmittelsystem vereinfacht und rationalisiert, drei neue 
Elemente für Eigenmittel vorgeschlagen, die an die politischen Prioritäten der EU geknüpft sind, und 
einen Mechanismus für die schrittweise Abschaffung sämtlicher Korrekturmechanismen (der 
sogenannten Rabatte) skizziert. Diese Änderungen könnten dabei helfen, das Problem zu lösen, 
dass die Mitgliedstaaten „gerechte Gegenleistungen“ aus dem EU-Haushalt sicherstellen wollen, 
und bewirken, dass nationale Beiträge anders wahrgenommen werden. 

Der Standpunkt des Parlaments: Ziele und Verhandlungen 
Das Europäische Parlament macht sich seit Langem für Reformen des EU-Haushalts und des 
Eigenmittelsystems stark. Seinen Standpunkt, wonach ein ambitionierter, ergebnisorientierter EU-
Haushalt erforderlich sei, mit dem auf unvorhergesehene Herausforderungen reagiert werden 
könne und Programme unterstützt werden könnten, die gemeinsame europäische Güter 
hervorbringen, hat es in seinen Entschließungen zu den Erwartungen an den MFR nach 2020 und 
zur Reform des Eigenmittelsystems sowie zu seinem am 14. November 2018 angenommenen 
Verhandlungsmandat unmissverständlich zum Ausdruck gebracht. Letzteres bezieht sich sowohl 
auf den MFR als auch auf die EU-Einnahmen und wird sich somit in den Mandaten des Parlaments 
für Legislativverhandlungen niederschlagen, die zur Annahme der EU-Programme (sektorbezogene 
Verordnungen) führen sollen. 

Das Parlament ist der Auffassung, dass der Kommissionsvorschlag in Anbetracht der bestehenden 
Verpflichtungen, Herausforderungen und neuen Prioritäten unzureichend ist. Es schätzt, dass die 
Obergrenze bei 1,3 % des BNE der EU-27 und somit bei 1 324 089 Mio. EUR liegen müsste (Preise 
von 2018). Wie das Parlament in seiner Entschließung darlegt, würde ein solcher Betrag es 
ermöglichen, die Finanzierung der Kohäsionspolitik und der Gemeinsamen Agrarpolitik auf dem 
Stand des MFR 2014–2020 (real) beizubehalten und eine Reihe von EU-Programmen und -
Strategien, insbesondere solche zugunsten von Wirtschaftswachstum, Forschung und Innovation, 
Jugendpolitik und Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, zu stärken und die Herausforderungen der 
Migration zu bewältigen (s. Abb. 1). Angesichts der Verpflichtungen der EU aus dem 
Übereinkommen von Paris, so das Parlament, müssten die Haushaltsausgaben für die 
Klimaschutzziele in den Jahren 2021–2027 mindestens 25 % erreichen und möglichst bald, 
spätestens jedoch bis 2027, auf 30 % ansteigen. Die vorgeschlagenen Änderungen des Systems der 
Eigenmittel hält das Parlament für einen wichtigen Schritt zu einer ehrgeizigeren Reform, erwartet 
allerdings einen noch ehrgeizigeren Ansatz und eine Erweiterung der Liste potenzieller neuer 
Eigenmittel und Einnahmeformen. 

Nachdem nun das Verhandlungsmandat des Parlaments bereit ist, richtet sich die gesamte 
Aufmerksamkeit auf die Mitgliedstaaten, die durch den Rat und den Europäischen Rat repräsentiert 

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2018-0075+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2018-0076+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2018-0449+0+DOC+XML+V0//DE
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werden. Die bisherigen Diskussionen zeigen, dass es bei vielen Aspekten signifikante 
Meinungsunterschiede gibt. Diese betreffen sowohl bereichsübergreifende Fragen wie die 
Gesamthöhe des MFR, dessen Flexibilität und die Einführung eines Haushaltsinstruments für das 
Euro-Währungsgebiet, als auch spezifische Aspekte bestimmter Ausgabenprogramme, z. B. deren 
Mittelausstattung (insbesondere bei der Kohäsions- und Agrarpolitik), die Zuweisungskriterien und 
die Durchführungsmodalitäten. Durch die Vertagung der Entscheidung über den nächsten MFR auf 
Herbst 2019 wird den Mitgliedstaaten mehr Zeit eingeräumt, diese heiklen Fragen zu klären, und 
den Politikern Gelegenheit gegeben, im Vorfeld der Wahl die Bürgerinnen und Bürger in die Debatte 
über die Ausgabenprioritäten der EU einzubeziehen. 

Abbildung 1 – Vergleich des MFR 2014–2020 mit dem Vorschlag der Kommission für den MFR 
2021–2027 und dem Standpunkt des Europäischen Parlaments zu diesem Vorschlag 

 
Datenquelle: EPRS. 

  

http://institutdelors.eu/publications/negotiating-the-next-multi-annual-financial-framework-in-an-electoral-year-which-consequences/?lang=en
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4. Afrika – der „Partnerkontinent“ 

Ein Anstoß zu engeren Beziehungen 
In seiner Rede zur Lage der Union 2018 hat Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker eine Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen der EU und 
Afrika, dem „Partnerkontinent Europas“, angeregt. Immer noch sind beide 
Kontinente nicht gleichauf: Die Entwicklungsniveaus sind verschieden, in Afrika 
gibt es weniger regionale Integration als in der EU, und es gibt dort weniger 
demokratische Regierungen. Dennoch spricht einiges für eine Annäherung. In 
einer Zeit, in der der Multilateralismus in Gefahr ist, haben die EU und Afrika ein 

gemeinsames Interesse an einer zunehmenden Konvergenz in den Vereinten Nationen und 
anderen internationalen Foren. Es ist allseits bekannt, dass die Länder der EU dem wachsenden 
wirtschaftlichen und strategischen Einfluss von China, Russland und den Golfstaaten in Afrika etwas 
entgegensetzen wollen, doch stehen die Afrikaner und die Europäer zunehmend auch unter dem 
Druck, den Fortschritt in Bereichen wie Klimaschutz, nachhaltiges Wachstum und Sicherheit 
verteidigen zu müssen. Darum setzt sich die EU dafür ein, die Rolle Afrikas in den internationalen 
Beziehungen durch Unterstützung regionaler afrikanischer Organisationen zu stärken. Durch eine 
intensivere Zusammenarbeit bei globalen Angelegenheiten könnte die Partnerschaft zwischen der 
EU und Afrika eine Partnerschaft zwischen Brüdern und Schwestern sein, um es mit den Worten der 
Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 
Federica Mogherini, auszudrücken.  

Auch Geschwister können natürlich widerstreitende Interessen haben, und die Migration ist dabei 
wohl das am heftigsten umstrittene Thema. Einerseits ist die EU im Vorfeld der Europawahl 2019 
entschlossen zu einer kohärenten Politik der Migrationskontrolle, die ja das Hauptanliegen ihrer 
Bürgerinnen und Bürger ist. Andererseits sehen die afrikanischen Länder, vor allem jene, für die 
Migration eine Chance darstellt, den wachsenden Einfluss der EU-Migrationspolitik auf die 
Entwicklungszusammenarbeit mit Skepsis. Seit dem Valletta-Gipfel von 2015 entsteht allerdings ein 
gemeinsamer Ansatz für das Vorgehen zur Bekämpfung der wichtigsten Migrationsursachen. 
Führende Politiker in der EU und in Afrika teilen die Ansicht, dass die Förderung von für die 
wirtschaftliche Entwicklung günstigen Rahmenbedingungen ein Schlüsselfaktor dafür ist, dass 
Arbeitsplätze in einem Tempo geschaffen werden können, das dem raschen afrikanischen 
Bevölkerungswachstum gerecht wird (obwohl strittig ist, inwieweit sich dadurch die Migration in 
die EU verringern oder erhöhen würde). Die neue Allianz Afrika–Europa für nachhaltige 
Investitionen und Arbeitsplätze, die im September 2018 von der Kommission vorgeschlagen wurde, 
soll dazu beitragen, Investitionen zu fördern und unternehmerisches Handeln zu erleichtern, vor 
allem durch Bildung, lebenslanges Lernen, politische Stabilität und die Durchsetzung von 
Sicherheit. Die Kommission erwartet sich von der neuen Allianz die Schaffung von 10 Millionen 
Arbeitsplätzen innerhalb von fünf Jahren. Ca. 40 Mrd. EUR an Finanzhilfen sollen eingesetzt werden, 
um weitere finanzielle Investitionen zu mobilisieren. Die neue Allianz erarbeitet auch eine 
Investitionsoffensive für Drittländer (EIP), die dabei helfen soll, private und öffentliche 
Investitionen anzukurbeln, und zwar durch technische Hilfe sowie neue Garantien, die bei einem 
eventuellen Zahlungsverzug von Kreditnehmern greifen. Außerdem wird hervorgehoben, dass die 
Handelsbeziehungen zwischen Afrika und der EU überdacht werden müssen. Sowohl die 
Afrikanische Union (AU) als auch die EU erwarten, dass die Verwirklichung der geplanten 
Afrikanischen Freihandelszone AfCFTA (African Continental Free Trade Area) 
Handelsverhandlungen auf Augenhöhe ermöglichen wird, während 

http://europa.eu/rapid/press-release_SPEECH-18-5808_de.htm
https://www.integrate-africa.org/
https://infographics.economist.com/2018/DemocracyIndex/
https://infographics.economist.com/2018/DemocracyIndex/
https://epthinktank.eu/2017/05/11/the-future-of-multilateralism-crisis-or-opportunity/
https://onlinelibrary.wiley.com/doi/10.1111/1758-5899.12585
https://www.voanews.com/a/russia-in-africa/4653190.html
https://www.africa-confidential.com/article/id/12234/Rival_Arab_powers_take_their_fight_to_Africa
http://europa.eu/rapid/press-release_STATEMENT-18-5882_en.htm
https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-homepage/53409/speech-hrvp-mogherini-theafrica-europe-partnership-vision-beyond-migration-event-during-sd_en
https://www.lemonde.fr/afrique/article/2018/11/02/maroc-la-seule-politique-migratoire-coherente-de-l-europe-c-est-mettre-la-pression-sur-les-pays-de-transit_5377982_3212.html
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_IDA(2018)621878
http://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/ResultDoc/download/DocumentKy/83548
https://epthinktank.eu/2018/09/24/eu-asylum-borders-and-external-cooperation-on-migration-recent-developments/detections-of-illegal-border-crossings-in-the-eu-and-migratory-routes/
http://nepad.org/content/migration-opportunity-africa
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2016)589815
https://www.africa-eu-partnership.org/en/stay-informed/news/joint-valletta-action-plan-conclusions-2018
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2017)608806
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2017)608806
https://ettg.eu/wp-content/uploads/2018/07/Eight-myths-on-the-migration-development-nexus-that-European-and-African-policymakers-need-to-reconsider-1.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1537433689163&uri=CELEX:52018DC0643
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1537433689163&uri=CELEX:52018DC0643
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/soteu2018-factsheet-africa-europe_de.pdf
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/soteu2018-factsheet-africa-europe_de.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1537437410425&uri=CELEX:52018DC0644
https://ec.europa.eu/europeaid/sites/devco/files/gti-factsheet-180720_en.pdf
https://au.int/en/pressreleases/20180321/au-member-countries-create-history-massively-signing-afcfta-agreement-kigali
https://www.brookings.edu/blog/africa-in-focus/2017/11/22/3-things-to-know-about-africas-industrialization-and-the-continental-free-trade-area/
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Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA) zwischen der EU und bestimmten afrikanischen 
Regionen von einigen Ländern mit Zurückhaltung betrachtet werden. Die AfCFTA ist eines der 
Aushängeschilder der Agenda 2063, einer Vision der Afrikanischen Union für ein integriertes, 
florierendes und friedliches Afrika, deren Ziele in mehreren EU-Kooperationsrahmen – 
einschließlich der neuen Allianz – ihren Niederschlag finden. 

Eine neue Allianz mit wem? 
 Die vorgeschlagene neue Allianz zwischen der EU und Afrika zielt darauf ab, die Bedürfnisse beider 
Partner zu erfüllen, und es wird zugesichert, dass die umzusetzenden Projekte unter 
uneingeschränkter Achtung der Eigenverantwortung der begünstigten Länder entwickelt werden. 
Allerdings wurde dieser Vorschlag vonseiten der EU vorgebracht, und ihre afrikanischen Partner 
müssen zustimmen, damit es eine echte Allianz wird. Vor diesem Hintergrund unterstützt die EU 
den Willen der Afrikanischen Union, sich zu einer weniger geberabhängigen, dafür aber stärkeren 
Institution umzugestalten, deren bevorzugter Partner sie dann werden kann. Für die Beziehungen 
zwischen der EU und Afrika als Ganzes gibt es einen Rahmen, nämlich die Gemeinsame Strategie 
Afrika-EU. Alle drei Jahre werden auf einem 
Gipfeltreffen Afrikanische Union – Europäische 
Union (AU-EU) politische Leitlinien für diese 
Gemeinsame Strategie formuliert, die allerdings 
nicht bindend sind.  

In der Praxis wird die Zusammenarbeit zwischen 
Afrika und der EU gegenwärtig über mehrere 
Kanäle koordiniert und umgesetzt. Die 
afrikanischen Länder südlich der Sahara sind im 
Cotonou-Abkommen mit der EU verbunden; an 
diesem Abkommen sind auch einige karibische 
und pazifische Staaten beteiligt. Das Cotonou-
Abkommen beinhaltet eine eigene institutionelle 
Struktur und eine eigene Finanzierungsquelle, 
den Europäischen Entwicklungsfonds. Es deckt 
die Zusammenarbeit in einer großen Vielfalt von 
Bereichen ab und verfügt über einen 
ausgeklügelten Dialog- und 
Streitbeilegungsmechanismus. Ein so umfassender und multilateraler Vertrag existiert für die 
Beziehungen zwischen der EU und Nordafrika nicht: Die Europäische Nachbarschaftspolitik wird 
weitestgehend in individuellen bilateralen Vereinbarungen umgesetzt. Die EU pflegt auch 
Beziehungen zu regionalen Gruppierungen afrikanischer Staaten, nämlich den regionalen 
Wirtschaftsgemeinschaften der AU und den Ländern der G5 Sahel. Die EU und Afrika sind in 
unterschiedlichen Zusammensetzungen in politische Dialoge zur Migration eingebunden. 

Da das Abkommen von Cotonou im Februar 2020 ausläuft, hat die EU angeregt, die künftige 
Partnerschaft in Form eines Rahmenabkommens mit gemeinsamen Grundsätzen und drei 
verschiedenen, bindenden regionalen Säulen auszugestalten, von denen eine sich auf Afrika 
bezieht. Die EU beabsichtigt außerdem, in diese afrikanische Säule alle afrikanischen Länder 
einzubeziehen, nicht nur die afrikanischen Mitgliedstaaten der AKP-Gruppe (s. Karte 1). Dieses 
afrikanische Protokoll könnte den rechtlichen Inhalt der neuen Allianz bilden und es ermöglichen, 

Karte 1 – Nicht alle Länder der Afrikanischen Union 
gehören der Gruppe der afrikanischen, karibischen 

und pazifischen Staaten (AKP-Gruppe) an 

 
Quelle: EPRS. 

http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)625102
https://au.int/sites/default/files/documents/33126-doc-04_the_key_agenda_2063_flagship.pdf
https://au.int/en/agenda2063/about
https://au.int/AUReforms/areas/continental
https://au.int/AUReforms/areas/continental
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EXPO_STU(2017)603849
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EXPO_STU(2017)603849
https://ec.europa.eu/europeaid/regions/african-caribbean-and-pacific-acp-region/cotonou-agreement_en
https://ec.europa.eu/neighbourhood-enlargement/neighbourhood/southern-neighbourhood_en
https://ghum.kuleuven.be/ggs/publications/working_papers/2018/197chane
https://ghum.kuleuven.be/ggs/publications/working_papers/2018/197chane
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2017)608815
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-15-4832_en.htm
https://epthinktank.eu/2018/07/09/le-futur-partenariat-de-lunion-europeenne-avec-les-pays-dafrique-des-caraibes-et-du-pacifique-international-agreements-in-progress/
https://epthinktank.eu/2018/07/09/le-futur-partenariat-de-lunion-europeenne-avec-les-pays-dafrique-des-caraibes-et-du-pacifique-international-agreements-in-progress/


Zehn Themen, die 2019 im Fokus stehen werden 
  
 

17 

die unterschiedlichen Kooperationsprojekte zwischen Afrika und der EU zu bündeln, vorausgesetzt, 
alle Interessengruppen finden einen gemeinsamen Ansatz. 

Ausblick auf 2019 
Die Verhandlungen über eine neue Partnerschaft zwischen der EU und den AKP-Staaten haben 
begonnen und werden auch 2019 fortgeführt. Einige Hürden müssen die Partner allerdings noch 
überwinden. Die Afrikanische Union hat bereits Anspruch auf die Führungsrolle bei den 
Verhandlungen über ein Nachfolge-Abkommen des Cotonou-Abkommens zwischen der EU und 
Afrika erhoben und will, dass dieses vom AKP-Kontext getrennt wird. Zwischen der AKP-Gruppe und 
der Afrikanischen Union konnte zwar ein Kompromiss gefunden werden (die AKP-Gruppe soll die 
Verhandlungen leiten und die AU den Standpunkt der betreffenden afrikanischen Länder 
koordinieren), doch zeigt sich daran auch, wie anfällig das Kräftegleichgewicht hier ist. Gleich 
mehrere Ereignisse wie Änderungen in den Führungsorganen der EU (s. Thema 1) und der AU, 
Haushaltsbeschlüsse (s. Thema 3) sowie Wahlergebnisse in den EU-Mitgliedstaaten und in 
afrikanischen Ländern (insbesondere Nigeria und Südafrika) könnten dafür sorgen, dass dieses 
Gleichgewicht 2019 gestört wird. Dies sollte jedoch kein Hindernis dafür sein, Vorhaben im 
Zusammenhang mit der neuen Allianz einzuleiten; die Kommission erwartet, dass sich dadurch 
Gelegenheit bieten wird, den Verpflichtungen des Gipfeltreffens Afrikanische Union – Europäische 
Union nachzukommen. 

  

http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-europe-as-a-stronger-global-actor/file-towards-post-cotonou
https://au.int/en/pressreleases/20180327/african-union-executive-council-adopts-african-common-position-negotiations
https://www.nation.co.ke/news/africa/Kagame-highlights-reform-urgency-at-AU-summit/1066-4856128-3hldjtz/index.html
http://www.europarl.europa.eu/streaming?event=20181119-1500-COMMITTEE-DEVE&start=2018-11-19T16:20:29Z&end=2018-11-19T16:28:22Z&language=de
https://www.consilium.europa.eu/media/31991/33454-pr-final_declaration_au_eu_summit.pdf
https://www.consilium.europa.eu/media/31991/33454-pr-final_declaration_au_eu_summit.pdf
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5. Handelskrieg(e) 

Im Jahr 2018 verhängte US-Präsident Donald Trump aus „Gründen der 
nationalen Sicherheit“ einseitige Zölle auf US-Einfuhren von Aluminium und 
Stahl, um die Wettbewerbsfähigkeit der entsprechenden einheimischen 
Branchen zu verbessern. Der Präsident erhob außerdem Strafzölle auf 
Tausende von Einfuhrartikeln aus China wegen angeblicher „unfairer 
Handelspraktiken“ im Zusammenhang mit Technologietransfer, geistigem 
Eigentum und Innovation. Beide Maßnahmen haben zum Ziel, die Position der 

USA bei der Neuverhandlung von Handelsabkommen zu stärken, um letztlich das US-amerikanische 
Handelsdefizit einzudämmen und die globale Führungsrolle der Vereinigten Staaten im 
Technologiebereich zu wahren. Indem der US-Präsident auf nur selten in Anspruch genommene 
Rechtsvorschriften zurückgreift, die ihm einen großen Ermessensspielraum ermöglichen und es ihm 
gestatten, den Kongress zu umgehen, erfüllt er sein Wahlversprechen einer nationalistischeren 
Handelspolitik zugunsten eines „freien, fairen und wechselseitigen Handels“. 

Die US-Zölle haben eskalierende Spannungen in den Handelsbeziehungen zwischen den USA und 
vielen ihrer Handelspartner entfacht und schließlich zu dem geführt, was weithin als „Handelskrieg“ 
bezeichnet wird. Manche Handelspartner reagierten mit Vergeltungsmaßnahmen und 
Beschwerden bei der Welthandelsorganisation (WTO), was im Gegenzug wiederum 
Vergeltungsmaßnahmen und Beschwerden der USA zur Folge hatte. Die US-Zölle von ca. 
40 Mrd. USD auf Metalleinfuhren stellen allerdings nur einen kleinen Teil der insgesamt über 
chinesische Waren verhängten Einfuhrzölle dar, die 250 Mrd. USD bzw. 12 % der gesamten US-
Einfuhren (Stand: November 2018) betragen und ohne ein langfristiges Abkommen rasch auf 
267 Mrd. USD steigen könnten, um dann sämtliche US-Einfuhren aus China zu erfassen. 

Der antiglobalistische handelspolitische Nullsummenansatz von Präsident Trump wurzelt in dessen 
tiefer Überzeugung, die USA seien ein Verlierer der Globalisierung und das US-amerikanische Defizit 
im Warenhandel – eine fragwürdige Maßeinheit für bilaterale Handelsbeziehungen – werde durch 
die unfairen Praktiken von Handelspartnern der USA wie China verursacht, auf das 46 % des 
Handelsbilanzdefizits der USA entfallen. Die neue US-amerikanische Handelspolitik privilegiert die 
einseitige Durchsetzung von US-Handelsgesetzen gegenüber den Regeln der WTO, die als 
unwirksam betrachtet werden, wenn es darum gehe, den enormen Herausforderungen durch das 
chinesische Wirtschaftsmodell zu begegnen. 

Bei den auf Waren aus China verhängten US-Zöllen geht es allerdings nicht nur um das 
amerikanische Handelsbilanzdefizit, sondern darum, den ungebremsten Aufstieg Chinas als 
„strategischem Wettbewerber“ der USA sowohl im wirtschaftlichen als auch im militärischen Bereich 
Grenzen zu setzen. Die Erwartungen der USA, wonach China, sobald es WTO-Mitglied sei, durch 
seine Akzeptanz der WTO-Regeln seine Planwirtschaft in eine Marktwirtschaft nach westlichem 
Muster umgestalten werde, haben sich schlicht nicht bewahrheitet. Da China in den letzten Jahren 
auf der Wertschöpfungsleiter rasch nach oben geklettert ist, macht es den USA – und der EU – 
zunehmend Konkurrenz in der Fertigung von Spitzenprodukten, basierend auf einem fundamental 
anderen, staatsinterventionistischen Wirtschaftsmodell. Seit 2015 treibt China seine vom Staat 
dominierte industriepolitische Initiative „Made in China 2025“ voran; mit den ehrgeizigen 
Zielsetzungen dieses Programms sollen in zehn Schlüsselindustriezweigen ausländische 
Technologien überholt und größtenteils durch einheimische ersetzt werden – eine 
Herausforderung für die technologische und militärische Vormachtstellung der USA.  

https://www.cbp.gov/trade/programs-administration/entry-summary/232-tariffs-aluminum-and-steel
https://ustr.gov/about-us/policy-offices/press-office/press-releases/2018/september/ustr-finalizes-tariffs-200
https://ustr.gov/sites/default/files/Section%20301%20FINAL.PDF
https://ustr.gov/sites/default/files/Section%20301%20FINAL.PDF
https://www.census.gov/foreign-trade/balance/c0004.html#2017
https://www.census.gov/foreign-trade/balance/c0004.html#2017
https://fas.org/sgp/crs/row/IN10943.pdf
https://ustr.gov/about-us/policy-offices/press-office/reports-and-publications/2018/2018-trade-policy-agenda-and-2017
https://fas.org/sgp/crs/row/IN10971.pdf
https://piie.com/events/trade-war-china-costs-opportunities-challenges-and-benefits
https://www.youtube.com/watch?v=hU0t5Teq4JY
https://www.epi.org/publication/the-china-toll-deepens-growth-in-the-bilateral-trade-deficit-between-2001-and-2017-cost-3-4-million-u-s-jobs-with-losses-in-every-state-and-congressional-district/
https://piie.com/system/files/documents/pb18-6.pdf
https://www.census.gov/foreign-trade/balance/c5700.html
https://piie.com/system/files/documents/ha20180611ppt.pdf
https://www.congress.gov/115/chrg/shrg28798/CHRG-115shrg28798.pdf
https://www.epi.org/publication/the-china-toll-deepens-growth-in-the-bilateral-trade-deficit-between-2001-and-2017-cost-3-4-million-u-s-jobs-with-losses-in-every-state-and-congressional-district/
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/614667/EPRS_BRI(2018)614667_EN.pdf
https://www.whitehouse.gov/wp-content/uploads/2017/12/NSS-Final-12-18-2017-0905-2.pdf
https://www.foreignaffairs.com/articles/united-states/2018-02-13/china-reckoning
https://www.nytimes.com/interactive/2018/11/18/world/asia/china-rules.html?mc=EInternal&mcid=NYT&subid=Intl&tp=i-H43-A3-EBX-29kN6c-1y-2t9xU-1c-29jXIu-2AdjGb
https://www.merics.org/sites/default/files/2017-09/MPOC_No.2_MadeinChina2025.pdf
https://qz.com/1335801/us-china-tech-why-the-semiconductor-is-suddenly-at-the-heart-of-us-china-tensions/
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Politische, wirtschaftliche und rechtliche Konsequenzen 
Politisch waren die US-amerikanischen Metallzölle ein weiterer Schlag für die transatlantischen 
Beziehungen, da sie die Bündnispartner der USA empfindlich getroffen haben, obwohl diese weder 
ein Sicherheitsrisiko darstellen noch Produzenten mit Überkapazitäten sind. Die EU ist in eine 
Position geraten, bei der sie auf der einen Seite mit den USA und deren Alleingang gegen China und 
auf der anderen Seite mit einem China konfrontiert ist, das sich selbst als Vorkämpfer einer 
chinesischen Sonderform von „Freihandel“ und als potenzieller Verbündeter der EU gegenüber dem 
Protektionismus der Vereinigten Staaten geriert, zum Beispiel beim Thema einer möglichen WTO-
Reform. Die amerikanischen Zölle scheinen ein wesentlicher Bestandteil einer konfrontativen US-
Politik gegenüber China zu sein. Dafür kennzeichnend sind auch einseitige politische 
Absetzbewegungen der USA sowie eine Abkopplung im wirtschaftlichen und insbesondere 
technologischen Bereich, bedingt durch strengere Ausfuhrkontrollen und Überprüfungen 
ausländischer Direktinvestitionen aus China durch die USA. All dies kann zu einem „wirtschaftlichen 
Eisernen Vorhang“ führen und die Bündnispartner der USA vor schwierige Entscheidungen stellen, 
beispielsweise bezüglich der Nutzung von IT-Ausrüstung des chinesischen Herstellers Huawei. 

Wirtschaftlich gesehen wird der zollpolitische Schlagabtausch dem globalen Wachstum einen 
Dämpfer versetzen, dessen Ausmaß allerdings je nach Szenario unterschiedlich ausfallen kann. 
Durch die Zölle wird es zu Handels- und Investitionsumlenkungen, zu Unterbrechungen globaler 
Wertschöpfungsketten – ein wichtiges Ziel von Präsident Trump, um Arbeitsplätze in die USA 
zurückzuholen – und zu Standortverlagerungen kommen, die eine starke Belastung für die 
Unternehmensgewinne darstellen werden. Zwar heben US-Experten die Auswirkungen der Zölle für 
die Industrie, die Verbraucher und die Landwirte in den USA hervor, in einer kürzlich veröffentlichten 
Studie wird jedoch davon ausgegangen, dass vor allem China, wo bereits ungewohnte Kritik an der 
Reaktion des Staates laut wurde, die Hauptlast dieser Zölle zu tragen haben wird. Die Studie zeigt 
auch, dass das Handelsbilanzdefizit der USA nicht in der geplanten Größenordnung gesenkt werden 
kann und – entgegen der erwarteten Produktionsrückverlagerung aus dem Ausland – 
amerikanische Unternehmen es anscheinend vorziehen, ihre Produktionsstandorte in 
kostengünstige asiatische Länder zu verlegen. 

Aus juristischer Sicht führt der „kreative“ Gebrauch selten genutzter US-amerikanischer 
Rechtsvorschriften zu einer schwerwiegenden Aushöhlung der WTO-Regeln. Während die US-Zölle 
auf Metalleinfuhren auf einer großzügig ausgelegten amerikanischen Definition der nationalen 
Sicherheit basieren, ist ungewiss, ob sie der engen Auslegung der Ausnahmeregelung gemäß 
Artikel XXI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) zur „Wahrung wesentlicher 
nationaler Sicherheitsinteressen“ standhalten; die USA sind der Auffassung, dass jedes WTO-
Mitglied dies selbst zu beurteilen habe, d. h. die diesbezügliche Entscheidung in ihrem eigenen 
Ermessen liege. Würde diese Auffassung sich durchsetzen, wäre ein Präzedenzfall geschaffen, 
sodass für eine Nutzung der WTO-Ausnahmeregelung zur Wahrung wesentlicher nationaler 
Sicherheitsinteressen als Vorwand für praktisch alle neu eingeführten Handelshemmnisse Tür und 
Tor geöffnet wären. 

Die Reaktion der EU auf die US-Zölle und die Arbeit an der WTO-
Reform 

Der EU kommt in dem Streit über die US-Einfuhrzölle eine sowohl defensive als auch offensive 
Funktion zu, die einen Brückenschlag ermöglichen könnte. Als eines der Ziele der US-Zölle auf 
Metalleinfuhren hat die EU mit einem dreigliedrigen Konzept zur Verteidigung ihrer 

https://uk.reuters.com/article/uk-usa-trade-china-eu-exclusive/exclusive-china-presses-europe-for-anti-u-s-alliance-on-trade-idUKKBN1JT1KH
https://www.reuters.com/article/us-usa-trade-wto-china/china-will-propose-wto-reforms-but-dont-try-to-trap-us-beijings-wto-envoy-idUSKCN1NO20J
https://www.reuters.com/article/us-usa-trade-wto-china/china-will-propose-wto-reforms-but-dont-try-to-trap-us-beijings-wto-envoy-idUSKCN1NO20J
https://www.hudson.org/events/1610-vice-president-mike-pence-s-remarks-on-the-administration-s-policy-towards-china102018
https://www.hudson.org/events/1610-vice-president-mike-pence-s-remarks-on-the-administration-s-policy-towards-china102018
https://dailybrief.oxan.com/Analysis/DB239975/China-US-relations-move-towards-economic-decoupling
https://www.scmp.com/news/china/diplomacy/article/2175287/trumps-technology-export-controls-will-not-hold-china-back-well
https://www.whitecase.com/publications/alert/cfius-reform-becomes-law-what-firrma-means-industry
https://www.scmp.com/news/china/diplomacy/article/2172086/us-china-divisions-could-lead-economic-iron-curtain-henry
https://www.scmp.com/news/china/diplomacy/article/2172086/us-china-divisions-could-lead-economic-iron-curtain-henry
https://globalnews.ca/news/4691282/us-allies-huawei-equipment/
https://www.imf.org/en/Publications/WEO/Issues/2018/09/24/world-economic-outlook-october-2018
http://www.china-briefing.com/news/us-china-trade-war-three-scenarios/
https://www.nbcnews.com/business/business-news/oecd-says-trade-tensions-are-leading-slowdown-global-growth-n938841
https://piie.com/events/trade-war-china-costs-opportunities-challenges-and-benefits
https://piie.com/publications/policy-briefs/trump-tariffs-primarily-hit-multinational-supply-chains-harm-us
https://www.cnbc.com/2018/08/27/trump-farm-bailout-to-provide-6-billion-dollars-in-initial-relief.html
http://www.econpol.eu/sites/default/files/2018-11/EconPol_Policy_Brief_11_Zoller_Felbermayr_Tariffs.pdf
https://www.scmp.com/economy/china-economy/article/2173779/chinas-former-chief-trade-negotiator-criticises-beijings
http://www.amcham-southchina.org/amcham/cms/WebArticleDetails.jsp?articleId=1540856108625
https://pages.eiu.com/rs/753-RIQ-438/images/US_China_trade_war.pdf?mkt_tok=eyJpIjoiWVRCa1lUa3pNMkl6TURJdyIsInQiOiJrdTI0M1NwQ0Z1TGxzQXBkWFd2SFwvMkVMZnZ1dEpyRWZ2RUlcL3BvYVk3azZkR1JCWXBXaWRpejAyUmR1bEZGZ0hGT0tjQVBUblFDQ3hFUGpMdTRHYVg0OWpkXC9ac0RjNGVrQmgwZ1ZOQ3g5QXZUUk5YR0pRcE4wb2d5ZlZrc2lsayJ9
https://fas.org/sgp/crs/misc/IN10865.pdf
http://www.wl-tradelaw.com/gatt-article-xxis-national-security-exception-the-ultimate-trade-policy-conundrum/
http://www.wl-tradelaw.com/gatt-article-xxis-national-security-exception-the-ultimate-trade-policy-conundrum/
https://ustr.gov/sites/default/files/enforcement/DS/US.3d.Pty.Sub.Re.GATT.XXI.fin.(public).pdf
https://worldtradelaw.typepad.com/ielpblog/2018/03/litigating-gatt-article-xxi-the-us-view-of-the-scope-of-the-exception.html
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Wirtschaftsinteressen und des multilateralen Handelssystems reagiert. Ebenso wie acht weitere 
WTO-Mitglieder reichte sie eine Beschwerde bei der WTO ein, in der die Rechtmäßigkeit der US-Zölle 
angefochten wird. Da sie sie als Schutzmaßnahmen und nicht als Zölle zur „Wahrung der nationalen 
Sicherheit“ betrachtet, konterte sie mit Ausgleichsmaßnahmen gemäß dem WTO-Übereinkommen 
über Schutzmaßnahmen und führte gemäß den EU-Verordnungen über Schutzmaßnahmen zur 
Abwehr von Schäden für die EU-Wirtschaft durch Handelsumlenkung selbst vorläufige 
Schutzmaßnahmen ein. Nach Drohungen der USA, Autos und Autoteile aus der EU aus Gründen der 
„nationalen Sicherheit“ mit Zöllen zu belegen, hat die EU mit den USA Sondierungsgespräche über 
ein mögliches Industriezollabkommen und Gespräche über eine regulatorische Zusammenarbeit 
aufgenommen und dabei auch eine Liste potenzieller Ausgleichsmaßnahmen erstellt.  

Obwohl die EU die Stoßrichtung der Einschätzung durch die USA teilt, lehnt sie die Entscheidung 
der USA, mit Zöllen gegen die angeblich unfairen Handelspraktiken Chinas vorzugehen, 
grundsätzlich ab. Die EU ist überzeugt, dass einige der Probleme in einem bilateralen Abkommen 
über Investitionen, andere durch Beschwerden vor der WTO oder neue WTO-Regeln in den 
Bereichen erzwungener Technologietransfer, Diebstahl geistigen Eigentums, staatliche Betriebe 
und Subventionen sowie durch eine strengere Durchsetzung erweiterter Anzeigepflichten 
bewältigt werden könnten. Seit der WTO-Ministerkonferenz von 2017 arbeiten die EU, Japan und 
die USA in einer speziellen Arbeitsgruppe an einer WTO-Reform. Die EU hat darüber hinaus eine 
Arbeitsgruppe mit China gegründet und einer von Kanada angeführten Initiative gleichgesinnter 
Länder im Oktober 2018 den EU-Vorschlag für eine WTO-Reform vorgestellt.  

Ausblick auf 2019 
Eine Priorität der EU für 2019 ist die Entspannung der Handelsbeziehungen zwischen der EU und 
den USA durch die Erzielung eines Handelsabkommens zur Abschaffung von Zöllen auf 
Industrieerzeugnisse und von nichttarifären Handelshemmnissen, um sicherzustellen, dass die USA 
keine Einfuhrzölle auf Autos und Autoteile aus der EU erheben. Der chinesisch-amerikanische 
Handelsstreit wird sich den Erwartungen zufolge auch 2019 fortsetzen, da China nicht allen von den 
USA geforderten strukturellen Strategieänderungen nachkommen kann und kurzfristige 
Kaufabschlüsse nicht dazu geeignet sind, systemische Probleme zu lösen. Angesichts der immer 
erbitterter ausgetragenen chinesisch-amerikanischen Rivalität wird es für die EU wahrscheinlich 
zunehmend schwerer, das Dreieck USA-EU-China mit „Mittelwegspositionen“ zu lenken, und so 
könnte sie dazu gedrängt werden, sich für eine Seite zu entscheiden. Darüber hinaus ist das Jahr 
2019 entscheidend für die EU, wenn es darum geht, im Vorfeld der WTO-Ministerkonferenz 2020 in 
Astana hinsichtlich der unterschiedlichen Standpunkte bezüglich einer WTO-Reform einen Konsens 
herbeizuführen. 

  

https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/dispu_maps_e.htm?country_selected=USA&sense=e
https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/cases_e/ds548_e.htm
http://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=1868
https://www.wto.org/english/tratop_e/safeg_e/safeint.htm
https://www.wto.org/english/tratop_e/safeg_e/safeint.htm
http://ec.europa.eu/trade/policy/accessing-markets/trade-defence/actions-against-imports-into-the-eu/safeguards/
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-4563_de.htm
https://fas.org/sgp/crs/misc/IF10971.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2018/november/tradoc_157481.pdf
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-balanced-and-progressive-trade-policy-to-harness-globalisation/file-eu-china-investment-agreement
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-balanced-and-progressive-trade-policy-to-harness-globalisation/file-eu-china-investment-agreement
https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/cases_e/ds548_e.htm
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2018/september/tradoc_157412.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2018/october/tradoc_157466.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2018/september/tradoc_157331.pdf
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-balanced-and-progressive-trade-policy-to-harness-globalisation/file-eu-us-trade-talks
https://worldview.stratfor.com/article/how-china-will-handle-its-trade-war-united-states-2019
http://country.eiu.com/article.aspx?articleid=1537344537&Country=China&topic=Economy&subtopic=Long-term+outlook&subsubtopic=Summary
https://xqdoc.imedao.com/16329fa0c8b2da913fc9058b.pdf
https://www.bloomberg.com/news/articles/2018-12-02/u-s-china-trade-truce-side-by-side-comparison-of-statements
https://www.csis.org/analysis/picking-lane
https://www.khmertimeskh.com/50554703/chinas-position-paper-on-wto-reform/
http://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cfm?id=1945
https://www.cnbc.com/2018/11/16/reuters-america-update-1-eus-malmstrom-urges-china-to-help-reform-wto-or-risk-u-s-exit.html
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6. Innere Sicherheit 

Sicherheit im digitalen Zeitalter – Kriminalität wird digital 
Die digitale Revolution hat unser Leben völlig verändert – mit großen Chancen, 
aber auch enormen Herausforderungen, z. B. wenn es darum geht, die 
Menschen vor den Risiken und Bedrohungen zu schützen, die mit einer 
digitalisierten Welt verbunden sind (s. Thema 10). Das Internet ist ein 
Tummelplatz für Kriminelle: Die Zahl der Cyber-Angriffe steigt stetig und die 
Methoden werden immer raffinierter. Um nur zwei Beispiele zu nennen: Tag für 
Tag gehen weltweit mehr als sechs Millionen Datensätze verloren oder werden 

gestohlen und es werden über 4 000 Ransomware-Angriffe gestartet. Diese Angriffe 
beeinträchtigen unsere kritischen Infrastrukturen wie Krankenhäuser, Transport- und 
Informationssysteme und kosten die europäische Wirtschaft Hunderte Milliarden Euro. In einigen 
EU-Ländern wird die Hälfte aller Straftaten im Internet verübt.  

Aber nicht nur die Cyberkriminalität ist auf dem Vormarsch, auch das „konventionelle“ Verbrechen 
wird digitaler. Organisierte kriminelle Gruppen nutzen das Internet für vielfältige Aktivitäten wie 
Drogenschmuggel, Fälschung von Zahlungsmitteln und Kreditkartenbetrug, Menschenhandel usw. 
Trotz einiger umfangreicher Verhaftungen durch die Strafverfolgungsbehörden florieren illegale 
Marktplätze im Darknet, wo Drogen, Waffen, gefälschte Waren, gefälschte Ausweisdokumente oder 
„Werkzeugkästen für Cyberkriminalität“ für weniger erfahrene Angreifer („Crime as a Service“) 
verkauft werden. Auch besteht ein hohes Risiko, dass Terroristen diese leicht zugänglichen 
Werkzeuge einsetzen könnten, um Cyberangriffe zu verüben, um beispielsweise kritische 
Infrastruktur anzugreifen. Terroristische Gruppierungen wie der IS nutzen das Internet aktiv, um 
Propaganda zu verbreiten und zu Terroranschlägen aufzurufen. 

All diese Straftaten, vor allem wenn sie im Internet begangen oder begünstigt werden, haben ein 
gemeinsames Merkmal: Aufgrund ihres globalen und grenzüberschreitenden Charakters erfordern 
sie eine globale Reaktion und eine transnationale Zusammenarbeit zwischen Strafverfolgungs- und 
Justizbehörden. 

Gemeinsame Reaktionen auf gemeinsame Bedrohungen – 
Maßnahmen der EU 

Die Menschen in Europa sind angesichts dieser anhaltenden Bedrohung beunruhigt; sie betrachten 
Terrorismus, organisiertes Verbrechen und Cyberkriminalität als die größten Sicherheitsprobleme 
für Europa und wollen, dass die EU mehr dagegen tut. 

Terrorismus, organisiertes Verbrechen und Cyberkriminalität sind die obersten Prioritäten der 2015 
angenommenen Europäischen Sicherheitsagenda. Cyberkriminalität steht außerdem ganz oben auf 
der Liste der zehn Prioritäten des Rates für die Verbrechensbekämpfung in dem kürzlich 
angenommenen EU-Politikzyklus für den Zeitraum 2018–2021 – einem Vierjahresplan für die 
Bekämpfung der schweren und organisierten Kriminalität. Angelegenheiten der inneren Sicherheit 
werden regelmäßig durch den Europäischen Rat zur Sprache gebracht und gehören zu den 
strategischen Zielen der Agenda der EU-Führungsspitzen für die Zukunft des Raumes der Freiheit, 
der Sicherheit und des Rechts innerhalb der Europäischen Union. 

http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2018/614759/EPRS_ATA(2018)614759_EN.pdf
https://breachlevelindex.com/
https://www.datexcorp.com/ransomware/
https://ec.europa.eu/commission/commissioners/2014-2019/ansip/announcements/speech-vice-president-ansip-cyber-security-conference-vienna_en
https://www.europol.europa.eu/newsroom/news/15-ways-you-could-be-next-victim-of-cybercrime
http://www.emcdda.europa.eu/system/files/publications/8347/Darknet2018_posterFINAL.pdf
https://www.csoonline.com/article/3205253/data-breach/the-rise-and-rise-of-cybercrime-as-a-service.html
http://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/Survey/getSurveyDetail/instruments/SPECIAL/surveyKy/1569
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20180918IPR13718/ein-europa-das-handelt-eu-burger-erwarten-mehr-gemeinsame-massnahmen-der-eu
https://ec.europa.eu/home-affairs/what-we-do/policies/european-agenda-security_en
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/eu-fight-against-organised-crime-2018-2021/
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)627118
https://www.consilium.europa.eu/media/36409/leaders-agenda-note-on-internal-security.pdf
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Einige wichtige Rechtsakte sind 2018 in Kraft getreten, so etwa die Richtlinie zur 
Terrorismusbekämpfung und die Richtlinie über die Sicherheit von Netz- und Informationssystemen 
(NIS). Die Richtlinie zur Terrorismusbekämpfung legt Mindestvorschriften für Definitionen und 
Sanktionen terroristischer Aktivitäten fest, einschließlich der Online-Aufforderung zu deren 
Begehung. Darüber hinaus werden Cyberangriffe zur Definition terroristischer Straftatbestände 
hinzugefügt, womit ein Rechtsrahmen für die strafrechtliche Verfolgung von Cyberterrorismus 
geschaffen wird. Mit der NIS-Richtlinie sollen die Mitgliedstaaten verpflichtet werden, kritische 
Infrastrukturen auszuweisen und Sicherheitsverletzungen den zuständigen Behörden zu melden 
und so zu einer größeren Widerstandsfähigkeit gegen Cyberkriminalität beizutragen. Auch die 
verpflichtende Meldung von Datenschutzverletzungen, die durch die Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) eingeführt wurde, ist ein wichtiger Schritt zu mehr Sicherheit in der 
digitalen Welt, da gestohlene Daten von Kriminellen benutzt werden können, um falsche 
Ausweisdokumente zu erstellen oder online Geld zu stehlen. 

Derzeit werden mehrere Legislativvorschläge zur 
inneren Sicherheit in der EU, die in den Jahren 2017 
und 2018 vorgelegt wurden, vom Europäischen 
Parlament und vom Rat geprüft. Einige davon 
könnten noch vor der Wahl zum Europäischen 
Parlament im Mai 2019 verabschiedet werden, wie 
von der Kommission gefordert. Manche dieser 
Vorschläge haben eine starke digitale Komponente 
und zielen darauf ab, die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit zu erleichtern, um Verbrechen 
sowohl online als auch offline bekämpfen zu können. 
So wird in einem Vorschlag vom September 2018 
gefordert, dass Diensteanbieter dazu verpflichtet 
werden, terroristische Online-Inhalte innerhalb einer 
Stunde nach einer entsprechenden Anordnung der 
Strafverfolgungsbehörden zu entfernen. Das Ziel ist, 
die Verbreitung terroristischer Propaganda zu 
verhindern und dafür zu sorgen, dass sie besser 
erkannt wird. 

Im Jahr 2019 sollen zwei Rechtsakte für mehr 
Sicherheit im Cyberspace verabschiedet werden: Der 
erste zielt ab auf die Bekämpfung der 
Cyberkriminalität und stellt eine Aktualisierung des 
EU-Rechtsrahmens gegen Betrug und Fälschung 
unbarer Zahlungsmittel dar, der damit an die neuen 
Technologien angepasst wird. Mit dem zweiten soll 
eine bessere Widerstandsfähigkeit gegen 
Cyberkriminalität erreicht werden, und zwar durch Einführung eines europäischen Systems zur 
Zertifizierung der Cybersicherheit (Grundsatz der „Sicherheit durch Technikgestaltung“) und 
Stärkung des Mandats der Europäischen Agentur für Netz- und Informationssicherheit (ENISA), die 
zu einer EU-Agentur für Cybersicherheit wird. Ein weiterer Schritt in diese Richtung ist der Vorschlag 
vom September 2018, ein Cybersicherheitskompetenznetz und ein Europäisches 
Kompetenzzentrum für Cybersicherheit einzurichten, um die Zusammenarbeit und die Forschung 
zu Cybersicherheit rationeller zu gestalten. 

Technologien zur Verbesserung der 
Sicherheit? 
Neue Technologien sind nicht nur eine 
Herausforderung für Strafverfolger, sondern bieten 
auch ein großes Potenzial für die Weiterentwicklung 
von Ermittlungs- und Überwachungstechniken. Eine 
Fülle von Technologien wird bereits für 
Sicherheitszwecke eingesetzt. In den letzten Jahren 
werden zunehmend Videoüberwachungssysteme, 
Gesichtserkennung, biometrische Ausweise und 
sicherheitsbezogene Datenbanken mit 
personenbezogenen Daten von immer mehr 
Menschen genutzt. Big-Data-Analysen und künstliche 
Intelligenz könnten umwälzende Veränderungen in 
der Strafverfolgungspraxis bewirken. Manche Länder 
machen bereits Gebrauch von neuartigen 
Instrumenten wie Polizeirobotern oder Predictive 
Policing. 

Allerdings gilt es, Sicherheitsziele mit der Achtung 
unserer Grundrechte und Grundfreiheiten in Einklang 
zu bringen, vor allem mit den in der EU-Charta 
verankerten Rechten auf Schutz der Privatsphäre und 
der personenbezogenen Daten. Müssen wir 
tatsächlich wählen zwischen Freiheit und Sicherheit? 

Eine Win-win-Lösung wäre es möglicherweise, die 
Grundsätze von „Datenschutz durch 
Technikgestaltung“ und „Sicherheit durch 
Technikgestaltung“ anzuwenden, wenn neue 
Techniken und Instrumente entwickelt werden. 

http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2017)608682
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2017)608682
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32016L1148
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32016R0679
https://www.comparitech.com/identity-theft-protection/identity-theft-statistics/
https://ec.europa.eu/home-affairs/news/20181010_sixteenth-progress-report-security-union-commission-calls-decisive-action-priorities_en
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-5561_de.htm
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-security/20170919_factsheet_combating_fraud_and_counterfeiting_of_non-cash_means_of_payment_de.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2017/614643/EPRS_BRI(2017)614643_EN.pdf
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/cyber-security
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/cyber-security
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/proposal-european-cybersecurity-competence-network-and-centre
https://www.uclalawreview.org/policing-police-robots/
https://www.rand.org/content/dam/rand/pubs/research_reports/RR200/RR233/RAND_RR233.sum.pdf
https://www.rand.org/content/dam/rand/pubs/research_reports/RR200/RR233/RAND_RR233.sum.pdf
https://www.europol.europa.eu/newsroom/news/freedom-and-security-%E2%80%93-data-protection-conference-europol
https://www.enisa.europa.eu/publications/enisa-position-papers-and-opinions/enisa-input-to-the-css-review-b


Zehn Themen, die 2019 im Fokus stehen werden 
  
 

23 

In weiteren Vorschlägen vom April 2018, die derzeit diskutiert werden, geht es um den Zugang zu 
Finanzdaten für Strafverfolgungsbehörden sowie um den grenzüberschreitenden Zugang zu 
elektronischen Beweismitteln, die für die Ermittlung in allen Fällen schwerer Kriminalität benötigt 
werden (nicht nur bei Geldwäsche oder Cyberkriminalität). Die vorgeschlagene Verordnung über 
elektronische Beweismittel würde es Justizbehörden erlauben, außerhalb der traditionellen Wege 
justizieller Zusammenarbeit direkt bei einem Diensteanbieter in einem anderen Mitgliedstaat den 
Zugang zu elektronischen Beweismitteln anzufordern – unter rechtlichen und 
Grundrechteaspekten eine Herausforderung. Ob die derzeit mit den USA geführte Diskussion über 
einen transatlantischen Zugang zu elektronischen Beweismitteln in die Aushandlung eines 
Abkommens zwischen der EU und den Vereinigten Staaten münden wird, bleibt allerdings 
abzuwarten. 

Die EU engagiert sich darüber hinaus für eine Verbesserung des Informationsaustauschs zwischen 
ihren Mitgliedstaaten, indem sie ihre vorhandenen Informationssysteme ausbaut (z. B. das 
Schengener Informationssystem (SIS)) oder neue einrichtet (beispielsweise das Europäische 
Reiseinformations- und -genehmigungssystem ETIAS). Im Dezember 2017 veröffentlichte die 
Kommission einen Vorschlag zur Interoperabilität der EU-Informationssysteme in den Bereichen 
Grenzmanagement und Sicherheit, durch die eine neue Datenaustauscharchitektur mit einer 
zentralen Anlaufstelle, einem gemeinsamen Speicher für Identitätsdaten und einem gemeinsamen 
Dienst für den Abgleich biometrischer Daten geschaffen werden soll. Es bestehen gute Chancen, 
dass die Interoperabilitätsverordnung noch vor Ablauf der Wahlperiode des Europäischen 
Parlaments verabschiedet wird. 

Ein weiterer wichtiger Punkt, der 2019 in den Fokus rücken wird, ist die Umsetzung kürzlich 
angenommener Maßnahmen. Bei der Umsetzung mehrerer Rechtsakte gibt es derzeit 
Verzögerungen, z. B. bei der Richtlinie über die Verwendung von Fluggastdaten (PNR-Richtlinie), der 
NIS-Richtlinie, bei den Richtlinien über Terrorismusbekämpfung und Feuerwaffen sowie bei der 
Richtlinie zum Datenschutz im Rahmen der Strafverfolgung. 

Last but not least wird die EU damit konfrontiert sein, die bevorstehende Europawahl vor 
Manipulationen schützen zu müssen. Um eine freie und faire Wahl sicherzustellen, hat die 
Kommission eine Empfehlung zu Online-Transparenz, zum Schutz vor Cybersicherheitsvorfällen 
und zur Bekämpfung von Desinformationskampagnen angenommen. Die Effizienz dieser 
Maßnahmen wird im Mai 2019 getestet. 

  

http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)628225
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)628225
https://www.consilium.europa.eu/de/policies/e-evidence/
https://www.ceps.eu/publications/cross-border-access-electronic-data-through-judicial-cooperation-criminal-matters
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2018/11/09/joint-eu-u-s-statement-following-the-eu-u-s-justice-and-home-affairs-ministerial-meeting/
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_IDA(2017)603923
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2018/628281/EPRS_ATA(2018)628281_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2017/599298/EPRS_BRI(2017)599298_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/628267/EPRS_BRI(2018)628267_EN.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2018:690:FIN
https://ec.europa.eu/home-affairs/sites/homeaffairs/files/what-we-do/policies/european-agenda-security/20180524_security-union-new-eu-rules-pnr_de.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2017/607272/EPRS_BRI(2017)607272_EN.pdf
http://ec.europa.eu/newsroom/just/document.cfm?doc_id=41527
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-5681_de.htm
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7. Hin zu einer Politik für die Meere 
Meere umfassen eine große Bandbreite von Ökosystemen, von stabilen über 
gefährdete Tiefseegebiete bis hin zu hochdynamischen und vielfältigen 
Küstengewässern. In Europa sind Meeresökosysteme die Heimat von 48 000 
Arten, allen voran das Mittelmeer, das die größte natürliche biologische Vielfalt 
aufweist. Die Meere machen etwa 70 % der Erdoberfläche aus und führen etwa 
97 % der Wasservorräte unseres Planeten, sie binden und speichern große 
Mengen an Kohlenstoff und sind gleichzeitig eine wichtige Sauerstoffquelle. 

Dennoch ist unser Wissen über die Meere und insbesondere über den Zustand der maritimen 
biologischen Vielfalt nach wie vor begrenzt. Die wenigen vorhandenen Daten vermitteln ein 
düsteres und sich ständig verschlechterndes Bild vom Zustand der maritimen Arten und 
Lebensräume.  

Nutzen der Meere 
Neben dem herausragenden Nutzen, den die Meere – etwa durch Klimaregulierung – für die 
Umwelt haben, bringen sie den Bürgerinnen und Bürgern der EU auch wirtschaftliche Vorteile, 
gerade jenen 40 % der EU-Bevölkerung, die in Küstenregionen leben. Schätzungen zufolge sind fast 
sieben Millionen Menschen in der EU in meeres- und küstengestützten Branchen beschäftigt. Zu 
den maritimen Sektoren gehören Fischerei, Meeresaquakultur, Offshore-Energieerzeugung, 
Schifffahrt sowie Küstentourismus und -erholung.  

Neue wirtschaftliche Chancen entstehen durch erneuerbare Energien aus dem Meer (insbesondere 
durch Wellen, Gezeiten oder Meeresströme), Meeresbodenbergbau und Schifffahrt. Auch gut 
geführte Meeresschutzgebiete können Vorteile für den Schutz der biologischen Vielfalt bringen, 
aber auch wirtschaftlichen Nutzen, insbesondere für den Tourismus und die Fischerei. 

Druck auf die Meere 
Auch wenn sich die Situation in gewissen Bereichen und an einigen Orten verbessert, stehen die 
Meere durch die Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten der Vergangenheit und der Gegenwart 
unter Druck. Sie sind bedroht durch 

 Überfischung: Obwohl der Druck auf die europäischen Fischbestände in den letzten zehn 
Jahren abgenommen hat, werden nach wie vor viele kommerziell genutzte Bestände 
(weltweit und in Europa) immer noch über dem höchstmöglichen Dauerertrag befischt;  

 Umweltverschmutzung: Meere können durch überschüssige Nährstoffe aus der 
Landwirtschaft oder durch Abwässer verschmutzt sein, was zu einer Eutrophierung der 
Küstengewässer führt (ein Prozess, an dessen Ende kein Sauerstoff mehr im Wasser 
vorhanden ist, sodass „tote Zonen“ entstehen), aber auch durch Öl, durch bekannte 
verunreinigende Stoffe wie Blei oder Quecksilber, durch neu aufkommende Schadstoffe 
wie pharmazeutische Erzeugnisse oder endokrine Disruptoren und durch Abfälle im Meer, 
hauptsächlich Plastik;  

 Klimawandel: CO2-Emissionen führen nicht nur zu einem Anstieg des Meeresspiegels, 
sondern auch zu einer höheren Temperatur und einer Versauerung der Meere, was Arten 
und Ökosysteme wiederum anfälliger für andere Stressfaktoren macht;  

 Invasion nicht heimischer Arten, vor allem durch Schiffe und über den Suezkanal. 

 

https://www.eea.europa.eu/publications/state-of-europes-seas
https://setis.ec.europa.eu/related-jrc-activities/jrc-setis-reports/ocean-energy-technology-information-sheet
https://publications.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/dbe3d250-b0b5-11e8-99ee-01aa75ed71a1
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Plastik in den Meeren 
Etwa drei Viertel der Abfälle in den Weltmeeren sind Plastikmüll. Schätzungen zufolge schwimmen in den 
Meeren der Welt über 150 Mio. Tonnen Kunststoff, und ohne durchgreifende Maßnahmen wird es 2050 mehr 
Kunststoff als Fische in den Meeren geben (nach Gewicht gerechnet). Zum Teil bestehen solche Abfälle aus 
Mikroplastik, das entsteht, wenn größere Kunststoffstücke zerkleinert werden, oder das direkt in die Umwelt 
entsorgt wird.  

Auch wild lebende Tiere sind durch Plastikmüll im Meer gefährdet, entweder, weil sie es mit der Nahrung 
aufnehmen, oder wegen bestimmter Zusatzstoffe im Kunststoff, wie beispielsweise Bisphenol A (BPA) oder 
bestimmte Phthalate, die in Polyvinylchlorid (PVC) vorkommen. Darüber hinaus können persistente 
organische Schadstoffe sich an Kunststoffe im Wasser anlagern und über die Meeresfauna in die 
Nahrungskette gelangen. 

Die EU und die globale Politik 
Mit folgenden politischen Maßnahmen will die EU dazu beitragen, den Druck auf die 
Meeresumwelt abzubauen: 

 Mit der 2008 verabschiedeten Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie sollen bis 2020 ein guter 
Umweltzustand der europäischen Meeresgewässer erreicht, die nachhaltige Nutzung der 
Meere gefördert und Meeresökosysteme erhalten werden; 

 mit der Gemeinsamen Fischereipolitik, in der gefordert wird, dass sich die Fangmengen 
spätestens 2020 nach dem höchstmöglichen Dauerertrag richten müssen; 

 mit einem Netz aus Meeresschutzgebieten, das gemeinsam mit den Mitgliedstaaten 
angelegt wird und bisher 10,8 % der Meeresgewässer der EU erfasst. 

Im Jahr 2012 hat die Kommission ihre Strategie „Blaues Wachstum“ aufgelegt, die dazu beitragen 
soll, Sektoren mit einem hohen Potenzial für Wachstum und Beschäftigung (Aquakultur, 
Küstentourismus, Meeresbiotechnologie, Meeresenergie und Meeresbodenbergbau) 
weiterzuentwickeln, unterstützt durch spezifische Maßnahmen zur Optimierung von Wissen, 
Sicherheit und Rechtssicherheit. Umgesetzt wird dies in Strategien für die Meeresbecken. 

Zur Sicherstellung der Kohärenz der Strategie hat die EU eine integrierte Meerespolitik und die 
Richtlinie für die maritime Raumplanung verabschiedet. Die Herausforderung wird allerdings 
weiterhin darin bestehen, Strategien für eine weitere Nutzung der Meeresressourcen („Blaues 
Wachstum“) und Maßnahmen, mit denen ein weiterer Rückgang der biologischen Vielfalt 
aufgehalten und ein guter Umweltzustand der Meeresgewässer erreicht werden soll, erfolgreich 
miteinander in Einklang zu bringen. 

Auf globaler Ebene bietet die internationale Meeresschutzkonferenz „Unser Ozean“, die seit 2015 
jedes Jahr veranstaltet wird, den Ländern Gelegenheit zu freiwilligen Selbstverpflichtungen. Die EU 
beteiligt sich daran aktiv: Im Jahr 2017 war sie Gastgeberin der Konferenz in Malta, und bei der 
Konferenz in Bali 2018 ist sie 23 Verpflichtungen in verschiedenen Bereichen eingegangen. Im 
Jahr 2018 wurde auf dem G7-Gipfel unter dem Vorsitz Kanadas ein Konzept für gesunde Ozeane 
und Meere sowie widerstandsfähige Küstenstädte und -gemeinden verabschiedet. 

Das Europäische Parlament hat die Bedeutung einer internationalen Meerespolitik hervorgehoben, 
die Bekämpfung von Abfällen im Meer befürwortet und den hohen sozioökonomischen und 
ökologischen Stellenwert des Sektors der Fischerei und der Aquakultur betont. 

https://echa.europa.eu/de/hot-topics/bisphenol-a
https://eng.mst.dk/chemicals/chemicals-in-products/legal-framework-for-managing-chemicals/fact-sheets/fact-sheet-pvc-and-phthalates/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32008L0056
https://ec.europa.eu/fisheries/cfp_de
https://www.eea.europa.eu/themes/water/europes-seas-and-coasts/assessments/marine-protected-areas
https://ec.europa.eu/maritimeaffairs/policy/blue_growth_de
https://ec.europa.eu/maritimeaffairs/policy_de
https://ec.europa.eu/maritimeaffairs/policy/maritime_spatial_planning_de
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-18-6210_en.htm
https://g7.gc.ca/en/official-documents/charlevoix-blueprint-healthy-oceans-seas-resilient-coastal-communities/
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Ausblick auf 2019 
Für die Fischerei ist 2019 in zweierlei Hinsicht ein wichtiges Jahr. Zum Ersten gilt ab dem 1. Januar 
2019 die Anlandeverpflichtung für Fänge aller Arten, für die Fangbeschränkungen (bzw. im 
Mittelmeer Mindestgrößen) gelten. Zum Zweiten ist 2019 das letzte Jahr vor Ablauf der Frist, zu der 
alle kommerziellen Fangquoten am höchstmöglichen Dauerertrag ausgerichtet sein müssen. 

Ins Blickfeld rücken wird auch das in der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie formulierte Ziel, bis 2020 
einen guten Umweltzustand der europäischen Meeresgewässer zu erreichen, da die Kommission in 
der zweiten Jahreshälfte einen Bericht dazu veröffentlichen wird.  

Darüber hinaus wird erwartet, dass zur Bewältigung des Problems des Plastikmülls in den Meeren 
2019 von den Mitgesetzgebern Rechtsvorschriften verabschiedet werden, mit denen Maßnahmen 
(Verbote, Verbrauchsreduzierung, Produktgestaltung, Kennzeichnung und Sensibilisierung) gegen 
die zehn am häufigsten an europäischen Stränden gefundenen Einwegkunststoffartikel eingeführt 
werden. 

Ebenfalls in diesem Jahr wird mit der Aufnahme ernsthafter Verhandlungen über einen neuen 
internationalen Vertrag über die maritime biologische Vielfalt der hohen See (außerhalb nationaler 
Hoheitsgewässer) im Rahmen des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen (SRÜ) 
gerechnet.  

Die Konferenz „Unser Ozean“ wird im Oktober in Oslo stattfinden. 

  

http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)625115
https://www.un.org/bbnj/
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8. Von künstlicher Intelligenz zu kollektiver Intelligenz 

Digital, sozial, kollektiv – worum geht es? 
Obwohl sich das Wohlstands- und Einkommensgefälle in der EU relativ wenig 
verändert hat, nehmen die Unterschiede zwischen Regionen, Generationen 
und Menschen mit unterschiedlichem Bildungsniveau und soziokulturellem 
Hintergrund zu. Manche gehen davon aus, dass die Ungleichheiten noch 
gravierender werden könnten, wenn die EU bei der Übernahme neuer 
Technologien aufholt, wovon vor allem gering qualifizierte und weniger gut 
ausgebildete Personen betroffen wären. In einer kürzlich vorgelegten 

Veröffentlichung zur Zukunft der Strategien der EU heißt es, Gleichheit solle nicht nur durch 
nachträgliche Umverteilung, sondern durch vorausschauende Planung hergestellt werden. Dies 
setzt einen systemischen Wandel voraus, bei dem sich gegenseitig verstärkende Elemente zum 
Einsatz kommen und Technologien, Wirtschaftsmodelle, Gesetze und gesellschaftliche 
Bewegungen dieselbe Stoßrichtung haben.  

Andere argumentieren, dass der Technologiewandel und die Digitalisierung grundsätzlich 
gesellschaftliche Entwicklungen seien, und dass Technologien der Ausdruck von Werten und 
Verhaltensweisen seien. Die technologische Innovation kann nicht getrennt von der sozialen 
Innovation betrachtet werden, bei der neue Ideen (Produkte, Dienste, Modelle) entwickelt werden, 
die einerseits (wirksamer als alternative Methoden) gesellschaftliche Bedürfnisse erfüllen und 
andererseits neue soziale Beziehungen oder Formen der Zusammenarbeit schaffen. 
Verantwortungsvolle Forschung und Innovation und partizipatorische Entwicklung sind mögliche 
Wege, wie aktive Technologiegestaltung gefördert werden kann. Die technologische Innovation 
scheint einer S-Kurve zu folgen: Anlaufphase – Reifephase – Auslaufphase. Gegenwärtig erleben wir 
die Auslaufphase digitaler elektronischer Systeme und die Anlaufphase der künstlichen Intelligenz 
(KI). Künstliche Intelligenz ist ein weit gefasster Begriff, der besagt, dass die kontinuierliche 
Weiterentwicklung der Fähigkeiten von Maschinen irgendwann dazu führt, dass Maschinen 
Aufgaben ausführen können, für die normalerweise menschliche Intelligenz erforderlich wäre. Ein 
neues Forschungsfeld ist die Kombination von KI und menschlicher Intelligenz. Es geht dabei um 
(soziale) kollektive Intelligenz, also die gemeinschaftliche Verarbeitung aller verfügbaren 
Informationen und ein tieferes Verständnis. Google Maps ist ein Beispiel für ein Ergebnis dieser 
Kombination, eines iterativen Prozesses von Problemstellung und Problemlösung. Es scheint heute 
unvermeidbar, dass unser Leben immer stärker mit intelligenten Maschinen vernetzt wird. In dem 
Buch Big Mind wird dies so formuliert: „Die Frage ist nicht, ob es so kommen wird, sondern wie wir 
die Instrumente gestalten können, damit sie uns gut gestalten, also im wahrsten Sinne des Wortes 
optimieren.“ 

Die Rolle der EU im Jahr 2019 und darüber hinaus 
Wie in dem Kapitel über den digitalen Wandel (s. Thema 10) dargestellt, hat die EU aktiv daran 
gearbeitet, ein günstiges Umfeld für einen stärkeren digitalen Binnenmarkt und eine digitale 
Industrie zu gestalten und Rechtsvorschriften an diese neue Realität anzupassen. In diesem Kapitel 
werden dagegen Maßnahmen und Strategien behandelt, bei denen eher die Bedeutung des 
digitalen Wandels für die Gesellschaft und den einzelnen Menschen im Mittelpunkt steht. Daher 
werden in diesem Kapitel auch verschiedene Sektoren betrachtet und gezeigt, welches Potenzial 
EU-Initiativen haben, die mehrere Politikfelder, z. B. Soziales, Beschäftigung, Bildung, Umwelt und 

http://appsso.eurostat.ec.europa.eu/nui/show.do?dataset=ilc_di12&lang=de
http://www.oecdbetterlifeindex.org/#/11111111111
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_STU(2018)627126&utm_source=dlvr.it&utm_medium=facebook
https://ec.europa.eu/epsc/sites/epsc/files/epsc_-_state_of_the_union_2018_-_our_destiny_in_our_hands.pdf
https://press.princeton.edu/titles/11098.html
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA(2018)614552
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2016)589824
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2016)589824
https://ec.europa.eu/programmes/horizon2020/en/h2020-section/responsible-research-innovation
https://www.routledge.com/Routledge-International-Handbook-of-Participatory-Design/Simonsen-Robertson/p/book/9780415694407
https://lisboncouncil.net/index.php?option=com_downloads&id=1414
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)614654
https://journals.sagepub.com/doi/pdf/10.1177/0963721415599543
https://press.princeton.edu/titles/11098.html
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Gesundheit, betreffen. Eines der ehrgeizigsten Ziele auf der Agenda der derzeitigen Kommission ist 
es, mithilfe eines neuen Referenzrahmens, der Europäischen Säule sozialer Rechte, und durch 
gerechtes und ausgewogenes Wachstum, menschenwürdige Arbeitsplätze und sozialen Schutz „im 
sozialen Bereich ein ‚AAA‘-Rating zu verdienen“. Um diese Ziele zu erreichen, ist es unerlässlich, 
technologische und soziale Innovation zu kombinieren, auch durch Förderung der kollektiven 
Intelligenz, und zwar von der Basis bis zur Spitze.  

Im Rahmen des EU-Forschungsprogramms Horizont 2020 und seiner Vorgänger wurde viel dafür 
getan, um die Wissensbasis in Bezug auf soziale Innovation sowie die Verknüpfungen zwischen 
sozialer und technologischer Innovation zu erweitern, auch zwischen künstlicher Intelligenz und 
kollektiver Intelligenz. Unter anderem bemühte man sich darum, Netzwerke und Plattformen zu 
schaffen, an denen Regierungen, Wissenschaftler und der Bereich der digitalen Innovation beteiligt 
sind, und Forschung und Politik zu verbinden. So wurden zum Beispiel mit kollektiven 
Bewusstseinsplattformen für Nachhaltigkeit und soziale Innovation (Collective Awareness Platforms 
for Sustainability and Social Innovation, CAPS) Online-Plattformen ermöglicht, die zum Ziel haben, 
für Nachhaltigkeitsprobleme zu sensibilisieren, gemeinschaftlich erarbeitete Lösungen anzubieten 
und neue Formen der sozialen Innovation zu verwirklichen. Bei den sieben gesellschaftlichen 
Herausforderungen, die bereits in Horizont 2020 und im Rahmen des zweiten Pfeilers des 
zukünftigen Forschungsprogramms Horizont Europa, „Globale Herausforderungen und industrielle 
Wettbewerbsfähigkeit“, hervorgehoben wurden, sollen die Verbindungen zwischen Forschung und 
Politik und zwischen sozialer und technologischer Innovation weiter gestärkt werden. Darüber 
hinaus soll der auftragsorientierte Ansatz des Programms Horizont Europa zu sektorübergreifenden 
Lösungen anregen, an denen sich Interessengruppen und die Gesellschaft insgesamt beteiligen. 

Die politischen Strategien und Maßnahmen zur Unterstützung der Schaffung günstiger 
Rahmenbedingungen für die Kombination von sozialer und technologischer Innovation werden vor 
allem auf die Förderung von digitalen Kompetenzen, Sozialwirtschaft, kollaborativer Wirtschaft, 
Arbeitsmarkt und Gesundheit fokussiert sein. Im Zuge des Aktionsplans für digitale Bildung sollen 
innerhalb und außerhalb von Schulen sowie Einrichtungen der Berufs- und Hochschulausbildung 
verschiedene Maßnahmen durchgeführt werden. Im Rahmen der Agenda für neue Kompetenzen 
hat der Verwaltungsrat der Koalition für digitale Fähigkeiten und Arbeitsplätze einen Aktionsplan 
erstellt, der 2019 fortgesetzt wird. Der Schwerpunkt dieses Plans liegt darauf, das Netzwerk um 
möglichst viele Akteure zu erweitern, die an der Basis Maßnahmen für digitale Kompetenzen 
anbieten. Zur Umsetzung der fünf Säulen der 2016 aufgelegten Start-up- und Scale-up-Initiative, 
u. a. bessere Rahmenbedingungen, neue Technologien und soziale Innovation, wird die 
Kommission mit einer neuen Expertengruppe zusammenarbeiten. Um die sozialen Auswirkungen 
(sowohl Risiken als auch Chancen) der Digitalisierung auf die Arbeitsmärkte zu ermitteln, soll eine 
hochrangige Gruppe 2019 ihre Schlussfolgerungen zu den Auswirkungen des digitalen Wandels auf 
die EU-Arbeitsmärkte vorlegen. Darüber hinaus soll die Empfehlung des Rates zum Zugang zum 
Sozialschutz für alle, in der es um die Situation einer wachsenden Zahl von Selbstständigen und 
Erwerbstätigen in atypischen Beschäftigungsverhältnissen geht, von den Mitgliedstaaten 
umgesetzt werden, indem diese innerhalb der nächsten zwei Jahre eigene nationale Aktionspläne 
erarbeiten. In der 2018 ergangenen Mitteilung der Kommission über die digitale Umgestaltung der 
Gesundheitsversorgung und Pflege werden Pläne für einen Ausbau der Digitalisierung dieses 
Sektors erläutert, die eine aufgeklärte Mitwirkung der Bürger und eine patientenorientierte Pflege 
ermöglichen soll. Schließlich werden die politischen Diskussionen über offene Daten und die 
Notwendigkeit harmonisierter Vorschriften zu Regelungen für die gemeinsame Datennutzung 
weitergeführt, u. a. auch über die Art der Verwendung und Weiterverwendung von Daten mittels 
künstlicher Intelligenz. In diesem Zusammenhang kann auch eine verbesserte Datenqualität durch 

https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/files/social-summit-european-pillar-social-rights-booklet_de.pdf
https://ec.europa.eu/commission/publications/five-presidents-report-completing-europes-economic-and-monetary-union_de
https://ec.europa.eu/commission/publications/five-presidents-report-completing-europes-economic-and-monetary-union_de
https://www.dsimanifesto.eu/manifesto/
https://media.nesta.org.uk/documents/The_Lisbon_Social_Innovation_Declaration15.10.pdf
https://ec.europa.eu/programmes/horizon2020/en/
http://ec.europa.eu/research/social-sciences/pdf/policy_reviews/social_innovation_trigger_for_transformations.pdf
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/information-communication-technologies-horizon-2020
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/information-communication-technologies-horizon-2020
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/collective-awareness
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/collective-awareness
https://ec.europa.eu/programmes/horizon2020/en/h2020-section/societal-challenges
https://ec.europa.eu/programmes/horizon2020/en/h2020-section/societal-challenges
https://ec.europa.eu/commission/publications/research-and-innovation-including-horizon-europe-iter-and-euratom-legal-texts-and-factsheets_de
https://ec.europa.eu/info/designing-next-framework-programme/mission-oriented-policy-next-research-and-innovation-framework-programme_en
https://ec.europa.eu/growth/sectors/social-economy_de
http://ec.europa.eu/growth/single-market/services/collaborative-economy_de
http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-14411-2018-INIT/de/pdf
https://ec.europa.eu/education/education-in-the-eu/digital-education-action-plan_de
https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1223&langId=de
https://ec.europa.eu/digital-single-market/digital-skills-jobs-coalition
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/governing-board-digital-skills-and-jobs-coalition-adopts-action-plan-boost-coalition
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2016:733:FIN
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/appointment-members-high-level-expert-group-impact-digital-transformation-eu-labour-markets
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2018:0132:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2018:0132:FIN
https://www.consilium.europa.eu/media/37439/st15116-en18.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2018:233:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2018:233:FIN
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/policies/building-european-data-economy
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Mobilisierung kollektiver Intelligenz, die vor allem im öffentlichen Sektor potenzielle Vorteile bieten 
würde, diskutiert werden. 

Geht es um die Planung, Herstellung und Nutzung von künstlicher Intelligenz, Robotik und der 
entsprechenden, immer stärker automatisierten Systeme, kann das Parlament in der Debatte über 
einen gemeinsamen, international anerkannten ethischen und rechtlichen Rahmen, bei dem der 
Mensch im Mittelpunkt steht, eine wichtige Funktion übernehmen. Bereits die 2017 angenommene 
Entschließung des Europäischen Parlaments zu zivilrechtlichen Regelungen im Bereich Robotik war 
ein wichtiger Schritt in dieser Richtung. Darin wurden u. a. EU-Rechtsvorschriften für KI und Robotik 
gefordert. Die Mitteilung der Kommission vom April 2018 über künstliche Intelligenz war ein erster 
Schritt zur Gestaltung einer menschenzentrierten EU-Strategie zu KI. Angekündigt wurde darin die 
Schaffung eines geeigneten technischen und rechtlichen Rahmens für KI, einschließlich eines 
Leitfadens zur Auslegung der Produkthaftungsrichtlinie bis Mitte 2019. Der Koordinierte Plan für 
künstliche Intelligenz vom Dezember 2018 stellt den nächsten Schritt auf dem Weg zu einer EU-
Strategie dar; darin werden alle Maßnahmen für 2019–2020 und die Zeit danach dargelegt, die auf 
der Ebene der Mitgliedstaaten in den verschiedenen Sektoren ergriffen werden müssen, von der 
Forschung über die Wirtschaft bis hin zur Bildung, Gesundheit und den Arbeitsmärkten. Die 
hochrangige Expertengruppe für KI mit Vertretern aus dem Hochschulbereich, der Zivilgesellschaft 
und der Industrie soll 2019 Leitlinien für mögliche zukünftige Regelungen ausarbeiten. 

Für die Gestaltung und Umsetzung der Sozial-, Beschäftigungs-, Bildungs- und Gesundheitspolitik 
sind nach wie vor überwiegend die Mitgliedstaaten zuständig. Der nächste mehrjährige 
Finanzrahmen (s. Thema 3) verfügt über reichlich Potenzial zur Einbindung der sozialen Innovation 
und zu deren besserer Verknüpfung mit der technologischen Innovation, einschließlich der 
Nutzung von KI und der Förderung kollektiver Intelligenz. So werden potenzielle Antragsteller dazu 
angeregt, neuartige Partner ausfindig zu machen und neue Kapazitäten aufzubauen und auf diese 
Weise die Zukunft lokaler und nationaler Innovationen zur Bewältigung gesellschaftlicher Probleme 
mitzugestalten. 

  

https://www.europeandataportal.eu/de/news/open-data-and-collective-intelligence
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/626074/IPOL_STU(2018)626074_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2017-0051+0+DOC+XML+V0//DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2018:237:FIN
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/european-commission-staff-working-document-liability-emerging-digital-technologies
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1518252661475&uri=COM:2018:795:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1518252661475&uri=COM:2018:795:FIN
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/high-level-expert-group-artificial-intelligence?utm_source=POLITICO.EU&utm_campaign=a57ebde7b3-EMAIL_CAMPAIGN_2018_06_14_09_15&utm_medium=email&utm_term=0_10959edeb5-a57ebde7b3-189608417
https://ec.europa.eu/commission/future-europe/eu-budget-future_de
https://ec.europa.eu/commission/future-europe/eu-budget-future_de
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9. Elektromobilität 

Nicht nur Technik und Gesellschaft, auch die Mobilität verändert sich rasant. Die 
Autos von morgen sollen sauberer, vernetzter und autonomer sein. Die 
elektrische Mobilität – also die Nutzung von Fahrzeugen, die sich mithilfe eines 
oder mehrerer Elektromotoren fortbewegen, auch bekannt als 
„Elektromobilität“ oder „E-Mobilität“ – ist eine der Lösungen, mit denen 
Fahrzeuge sauberer werden könnten. Die Elektromobilität erfasst zwar alle 
Verkehrsträger, doch für die Zwecke dieser Veröffentlichung soll lediglich das 

derzeit häufig diskutierte Thema der Elektrofahrzeuge näher betrachtet werden. 

Mit der Elektromobilität könnte die EU dabei unterstützt werden, die CO2-Emissionen, die 
Luftverschmutzung (besonders, wenn der Strom aus erneuerbaren Energiequellen stammt) und die 
Lärmbelastung zu reduzieren. Darüber hinaus haben Elektrofahrzeuge im Allgemeinen geringere 
Betriebskosten und sind wartungsärmer. Weitere Vorteile der Elektromobilität sind ein 
energieeffizienterer Verkehr und eine geringere Abhängigkeit vom Öl – ein strategisches Interesse 
der EU. Dennoch ist die EU noch weit entfernt von einem großflächigen Umstieg auf 
Elektrofahrzeuge. Zunächst muss sie sich mit Problemen wie hohen Vorlaufkosten und einem im 
Vergleich zu konventionellen Fahrzeugen recht schmalen Angebot an Elektrofahrzeugen sowie mit 
Einschränkungen in Bezug auf Stromnetz, Ladeinfrastruktur und Batterien auseinandersetzen. Für 
alle diese Bereiche wird 2019 ein entscheidendes Jahr werden, da die EU sich über den nächsten 
langfristigen Haushalt verständigen und mehrere Gesetze zur Elektromobilität erlassen wird. 

Ein wachsender Markt 
Die weltweiten Verkäufe von Elektroautos haben 2017 erstmals die Marke von einer Million 
Fahrzeugen überschritten (s. Global EV Outlook, 2018). Der weltweite Gesamtbestand an 

Elektroautos lag 2017 bei über drei 
Millionen, das waren 50 % mehr als 2016. 
Die meisten dieser Fahrzeuge entfielen auf 
China. Darüber hinaus nahmen 2017 
weltweit ca. 250 000 elektrische leichte 
Nutzfahrzeuge und Milliarden von Zwei- 
und Dreirädern mit Elektroantrieb am 
Straßenverkehr teil. Die weltweit höchsten 
Marktanteile hat Norwegen. Im Jahr 2017 
war fast jede zweite Neuzulassung in 
Norwegen ein Elektrofahrzeug. In der EU ist 
die Zahl der Elektrofahrzeuge nach wie vor 
gering, doch kam es in den letzten Jahren zu 
einem starken Anstieg. Der Marktanteil an 
Elektroautos liegt in der EU gegenwärtig bei 
ca. 2 % und damit ca. 30 % höher als im 
letzten Jahr. Auch die Zahl der anderen 
Arten von Elektrofahrzeugen wächst. 
Beispielsweise wird erwartet, dass der 
Gesamtbestand an Elektrofahrrädern in der 

EU bis 2030 auf 62 Millionen steigt. Nur die Nachfrage nach Elektro-LKW ist derzeit noch gering. 

In den Statistiken zu Elektroautos werden meist 
unterschiedliche Fahrzeugtypen erfasst. Global EV 
Outlook beispielsweise berücksichtigt sowohl 
Elektrofahrzeuge mit Akkumulator (angetrieben durch 
einen Elektromotor und mit einem Akkumulator, der 
an der Steckdose geladen werden kann) als auch Plug-
in-Hybridelektrofahrzeuge (bei denen ein 
Verbrennungsmotor ergänzt wird durch einen 
Elektromotor und einen Akkumulator, der an der 
Steckdose geladen werden kann). Die Vereinigung 
europäischer Automobilhersteller (ACEA) schließt 
auch elektrische Brennstoffzellenfahrzeuge (mit einer 
Brennstoffzelle für die Stromerzeugung an Bord) und 
Elektrofahrzeuge mit Reichweitenverlängerung 
(angetrieben durch einen Elektromotor und einen 
Plug-in-Akkumulator und mit einem 
Hilfsverbrennungsmotor, der ergänzend zum Laden 
des Akkumulators verwendet wird) in ihre Statistiken 
mit ein.  

Quelle: Global EV Outlook, 2018; Vereinigung 
europäischer Automobilhersteller, 2018. 

http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2018/617470/IPOL_STU(2018)617470_EN.pdf
http://www.eprs.sso.ep.parl.union.eu/filerep/13-EPRS-publications/2016/EPRS_ATAG_581.932_electric_cars_affordable_travel.pdf
https://www.iea.org/gevo2018/
https://www.iea.org/gevo2018/
https://www.acea.be/uploads/press_releases_files/20181108_PRPC_fuel_Q3_2018_FINAL.pdf
https://ecf.com/news-and-events/news/62-million-electric-bicycles-2030-eu-need-home
https://www.iea.org/gevo2018/
https://www.iea.org/gevo2018/
https://www.acea.be/uploads/press_releases_files/20181108_PRPC_fuel_Q3_2018_FINAL.pdf
https://www.acea.be/uploads/press_releases_files/20181108_PRPC_fuel_Q3_2018_FINAL.pdf
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EU-Maßnahmen zur Förderung der Elektromobilität 
Die EU hat verschiedene Maßnahmen ergriffen, um die Elektromobilität zu fördern. Diese ergänzen 
nationale und lokale Maßnahmen wie niedrigere Steuern oder kostenlose Parkplätze für 
Elektrofahrzeuge. Gefördert wurden von der EU Maßnahmen für mehr Ressourceneffizienz, 
Recycling, Öko-Innovation, den Abbau der Abhängigkeit vom Öl, die Verbesserung der Effizienz des 
Verkehrssystems, Initiativen für sauberere Fahrzeuge, die Entwicklung nachhaltiger Kraftstoffe und 
eine umfangreichere Nutzung von Strom aus erneuerbaren Energiequellen. Oftmals gehören die 
Aktionen zur Förderung der Elektromobilität zu umfassenderen Maßnahmen, mit denen die EU sich 
darum bemüht, ein nachhaltigeres Verkehrssystem zu entwickeln. Die Elektromobilität ist nur ein 
Aspekt auf dem Weg zu diesem Ziel.  

Seit Mai 2017 hat die Kommission drei Teile eines Mobilitätspakets namens „Europa in Bewegung“ 
vorgelegt. Dieses Paket zielt darauf ab, die Verkehrssicherheit zu erhöhen, intelligente 
Straßenbenutzungsgebühren zu fördern, CO2-Emissionen, Luftverschmutzung und 
Verkehrsüberlastungen zu verringern, den Verwaltungsaufwand für Unternehmen abzubauen und 
die Arbeitsbedingungen zu verbessern. Im Rahmen dieses Maßnahmenpakets hat die Kommission 
einen Aktionsplan für alternative Kraftstoffe, eine Mitteilung zu emissionsarmer Mobilität, CO2-
Emissionsnormen für neue Personenkraftwagen und neue leichte Nutzfahrzeuge (einschließlich 
Anreize für emissionsfreie und/oder emissionsarme Fahrzeuge) und erstmals auch CO2-
Emissionsnormen für neue schwere Nutzfahrzeuge vorgelegt. Darüber hinaus hat die Kommission 
eine Überprüfung der Richtlinie für saubere Fahrzeuge vorgeschlagen, um die Markteinführung 
sauberer Fahrzeuge im öffentlichen Beschaffungswesen zu stimulieren. Diese Vorschläge befinden 
sich in unterschiedlichen interinstitutionellen Verhandlungsphasen, und einige von ihnen werden 
2019 wahrscheinlich angenommen.  

Auch die Entwicklung von Akkumulatoren als wichtige technologische Voraussetzung für die 
Elektromobilität wurde von der EU gefördert. Damit konnten die Leistung der Akkumulatoren 
erhöht und ihre Kosten gesenkt werden. Einige Probleme müssen jedoch noch gelöst werden. Die 
meisten Akkuzellen werden derzeit von der EU noch aus Drittstaaten eingeführt. Zur Lösung dieses 
und anderer Probleme legte die Kommission im Mai 2018 innerhalb des Maßnahmenpakets „Europa 
in Bewegung“ den strategischen Aktionsplan für Batterien vor, in dem sie das Ziel formulierte, 
Europa müsse in der nachhaltigen Batterieherstellung und -nutzung eine führende Rolle 
einnehmen. Im Rahmen des Aktionsplans sollen 2019 u. a. Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen zu batteriebezogenen Forschungs- und Innovationsprojekten veröffentlicht werden 
(zu Themen wie chemische Zusammensetzung, Recycling und Zweitnutzung). 

Darüber hinaus werden in verschiedenen EU-Rechtsakten die technischen Spezifikationen für 
Ladepunkte und grundlegende Prinzipien für deren Betreiber festgelegt, es wird sichergestellt, dass 
die Zahlungsdienste interoperabel sind, und gefordert, dass neue Nichtwohngebäude mit 
Ladepunkten ausgestattet werden. Konkret wird in der Richtlinie über den Aufbau der Infrastruktur 
für alternative Kraftstoffe empfohlen, dass es je ca. zehn Elektrofahrzeuge einen öffentlichen 
Ladepunkt geben sollte. Derzeit wird geschätzt, dass es einen öffentlichen Ladepunkt je fünf 
Elektrofahrzeuge gibt. Die meisten dieser Ladepunkte befinden sich in städtischen Gebieten einiger 
weniger Mitgliedstaaten, z. B. in Deutschland, Frankreich, den Niederlanden und im Vereinigten 
Königreich. Ergänzt wird ihr Bestand durch halböffentliche Ladepunkte (beispielsweise in 
gewerblichen Parkhäusern) und private Ladepunkte. Wenn allerdings die Zahl der Elektrofahrzeuge 
erwartungsgemäß steigt, werden auch mehr Ladepunkte benötigt: Die Kommission schätzt, dass 
bis 2020 ca. 440 000 und bis 2025 um die zwei Millionen öffentlich zugängliche Ladepunkte 
erforderlich sein werden. 

https://ec.europa.eu/transport/node/4817
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52017DC0652
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52017DC0675
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2017:0676:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2017:0676:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2018:284:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2018:284:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52017PC0653
https://ec.europa.eu/transport/sites/transport/files/3rd-mobility-pack/com20180293-annex2_de.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:32014L0094
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:32014L0094
https://www.euractiv.com/wp-content/uploads/sites/2/2018/09/Charging-Infrastructure-Report_September-2018_FINAL.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52017DC0652
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Die EU fördert darüber hinaus die Integration von Elektrofahrzeugen in das Stromnetz. Eine starke 
Zunahme bei der Nutzung von Elektrofahrzeugen wird auch zu einem höheren Strombedarf führen, 
wobei das Stromnetz bereits heute in manchen Gebieten zu bestimmten Tageszeiten stark unter 
Druck steht. Um unnötige Kosten und Verzögerungen beim Umstieg auf Elektrofahrzeuge zu 
vermeiden, favorisiert die EU daher das Laden zu den für das Stromnetz günstigsten Tageszeiten 
und den für die Verbraucher niedrigsten Kosten (indem z. B. neue Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt vorgeschlagen werden).  

Schließlich stellt die EU Beihilfen für die Entwicklung der Elektromobilität bereit. So kofinanziert sie 
etwa über das Finanzierungsinstrument der Fazilität „Connecting Europe“ die Entwicklung von 
Ladeinfrastruktur und über das EU-Forschungs- und Innovationsprogramm Horizont 2020 
Forschungsaktivitäten zu umweltfreundlichen Fahrzeugen. Bezüglich des nächsten langfristigen 
EU-Haushalts, der ab 2021 wirksam wird (s. Thema 3), will die Kommission noch mehr Gewicht auf 
den Umweltschutzaspekt und auf Forschung und Innovation legen, indem sie beispielsweise 60 % 
der Mittel aus der Fazilität „Connecting Europe“ für Klimaziele zur Verfügung stellt. 

  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52016PC0864R(01)
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX:32013R1316
https://ec.europa.eu/inea/en/horizon-2020
http://ec.europa.eu/budget/mff/index2021-2027_de.cfm
http://ec.europa.eu/budget/mff/index2021-2027_de.cfm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-4029_de.htm
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10. Der digitale Wandel 

Der Begriff des digitalen Wandels bezeichnet im Allgemeinen die 
Veränderungen, die sich aufgrund der zunehmenden Nutzung digitaler 
Technologien in nahezu allen Bereichen des menschlichen Lebens vollziehen. 
Bei diesem Phänomen geht es um die Integration digitaler Technologien in der 
Industrie und darum, welche Auswirkungen die Entwicklung einer Vielzahl 
neuer Technologien, z. B. Big Data, Robotik, selbstfahrende Fahrzeuge, 3-D-
Druck, Blockchain-Technologie und Internet der Dinge, auf die Gesellschaft 

insgesamt haben wird. Diese digitale Revolution, die in der Digitalisierung von Daten 
(Konvertierung von analogen Informationen in digitale) und in der Digitalisierung von Prozessen 
(zunehmende Nutzung digitaler oder computergestützter Technologien) wurzelt, hat bereits 
zahlreiche Wirtschaftssektoren erfasst (z. B. Verkehr, Energie, Agrarlebensmittelsektor, 
Telekommunikation, Finanzdienstleistungen, Produktion und Gesundheitswesen) und das Leben 
der Menschen verändert – und sie wird sich weiter beschleunigen.  

Der Charakter und das Tempo des digitalen Wandels sind mehr und mehr geprägt vom Einsatz 
vernetzter Geräte und künstlicher Intelligenz (KI) sowie von Technologien des maschinellen Lernens 
zur Durchführung von Aufgaben aller Art (medizinische Diagnosen, selbstfahrende Fahrzeuge, 
Gesichtserkennung). Künstliche Intelligenz gilt als ein wichtiger Ausdruck des digitalen Wandels, 
und es ist zu erwarten, dass sie sich tief greifend auf die Wirtschaft und Gesellschaft der EU auswirken 
wird, u. a. auf Produktivität, Beschäftigung, Geschäftsmodelle und öffentliche Dienstleistungen. Die 
fortschreitende digitale Transformation der Wirtschaft und Gesellschaft der EU birgt ein enormes 
Wachstumspotenzial für Europa, führt aber auch zu strategischen Herausforderungen und neuen 
rechtlichen und regulatorischen Fragen, die ein konsequentes politisches Handeln erforderlich 
machen. 

Die digitale Wirtschaft in Europa aufbauen 
Im Jahr 2019 wird die EU ihre Strategie des digitalen Binnenmarktes fortsetzen; diese soll einen 
sektorübergreifenden Rahmen ermöglichen, der darauf ausgerichtet ist, den Zugang zu digitalen 
Waren und Dienstleistungen für Verbraucher und Unternehmen zu verbessern, günstige 
Rahmenbedingungen für florierende digitale Netzwerke und innovative Dienstleistungen zu 
entwickeln und das Wachstumspotenzial der digitalen Wirtschaft zu maximieren. Gegen Ende der 
Wahlperiode des Europäischen Parlaments wird man sich bemühen, die in diesem Bereich noch 
verbleibenden Legislativvorschläge zu verabschieden. 

Nach den vor Kurzem vereinbarten Änderungen im Telekommunikationsrecht wird die EU 2019 
verstärkt auf die Einführung des 5G-Netzes drängen, das die Voraussetzung für die Nutzung von 
Technologien wie vernetzte Fahrzeuge, Internet der Dinge und elektronische Gesundheitsdienste 
ist. Ein erster Schritt wird sein, geeignete Frequenzen für 5G verfügbar zu machen.  

Auch in der Industrie wird die Digitalisierung Fahrt aufnehmen. Es wird weiterhin wichtig sein, die 
Zahl der digitalen Innovationszentren zu erhöhen, aber die Kommission wird sich auch zunehmend 
darum bemühen, sie in einem europaweiten Netzwerk zusammenzuschließen, damit Unternehmen 
in der ganzen EU bessere Möglichkeiten für das Testen von Technologien sowie Beratung zu 
Finanzfragen, Marktinformationen und Vernetzung erhalten. Die EU wird darüber hinaus digitale 
Industrieplattformen weiterentwickeln und zur Reife bringen, um Plattformen der nächsten 
Generation und die Bewerkstelligung groß angelegter Projekte zu ermöglichen, die erforderlich 

https://www.worldscientific.com/doi/pdf/10.1142/S136391961740014X
https://ec.europa.eu/growth/industry/policy/digital-transformation_de
https://www.statista.com/statistics/471264/iot-number-of-connected-devices-worldwide/
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)614654
https://www.oecd-ilibrary.org/science-and-technology/ai-intelligent-machines-smart-policies_f1a650d9-en
https://ec.europa.eu/growth/industry/policy/digital-transformation_de
https://ec.europa.eu/growth/industry/policy/digital-transformation_de
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/communication-artificial-intelligence-europe
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/european-commission-staff-working-document-liability-emerging-digital-technologies
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/policies/shaping-digital-single-market
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20181106IPR18320/meps-cap-prices-of-calls-within-eu-and-approve-emergency-alert-system
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/digital-innovation-hubs
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/industrial-platforms-and-large-scale-pilots
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/industrial-platforms-and-large-scale-pilots
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sind, um in Schlüsselbereichen wie Smart Factorys eine Integration industrieller Technologien zu 
erreichen. Im Bereich der Normung werden das Internet der Dinge, Big Data, die Blockchain-
Technologie, intelligente Mobilität, autonomes Fahren, elektronische Gesundheitsdienste, 
intelligente Städte, Zugänglichkeit, elektronische Behördendienste und künstliche Intelligenz 
Schwerpunkte sein.  

Industrie und Wissenschaft brauchen für die Verarbeitung riesiger Datenmengen (Big Data) Zugang 
zum Hochleistungsrechnen. Um in Europa die nötigen Kapazitäten aufzubauen, wird das 
Gemeinsame Unternehmen für europäisches Hochleistungsrechnen (EuroHPC), das über einen 
Haushalt von rund 1 Mrd. EUR verfügt, 2019 mit öffentlichen Ausschreibungen beginnen, um 
rechtzeitig die ersten Hochleistungsrechner anschaffen zu können. Es wird außerdem weiter daran 
arbeiten, über sein Forschungs- und Innovationsprogramm ein vollständiges HPC-Ökosystem zu 
schaffen. Im Bereich der digitalen Dienstleistungen haben die Mitgliedstaaten mit der 
partnerschaftlichen Arbeit an der Entwicklung der notwendigen Blockchain-Infrastruktur 
begonnen. Im Jahr 2019 will die EU auch mit der Schaffung einer umfassenden EU-Strategie für die 
Ankurbelung von Innovationen und eine verstärkte Nutzung der Blockchain-Technologie 
vorankommen, basierend auf einer Zusammenarbeit zwischen öffentlichem und privatem Sektor. 

Für Fragen der zukünftigen Finanzierung wird 2019 wegen der bevorstehenden Aushandlung des 
mehrjährigen Finanzrahmens 2021–2027 ein wichtiges Jahr sein (s. Thema 3). Die Kommission hat 
erstmals ein besonderes Programm „Digitales Europa“ vorgeschlagen, das mit 9,2 Mrd. EUR 
ausgestattet werden und Investitionen ankurbeln soll, insbesondere in fünf Bereichen, die für das 
Gelingen des digitalen Wandels von ausschlaggebender Bedeutung sind: Hochleistungsrechnen, 
künstliche Intelligenz, Cybersicherheit, fortgeschrittene digitale Kompetenzen und Sicherstellung 
einer breiten Nutzung der digitalen Technik in der gesamten Wirtschaft und Gesellschaft. Auch über 
wichtige ergänzende Instrumente, die geplant und erforderlich sind, um den digitalen Wandel in 
der Zukunft zu ermöglichen, wird weiterverhandelt werden, z. B. über das Programm Horizont 
Europa, über die Finanzierung von Breitbandnetzen mit hoher Kapazität sowie über 
Investitionsförderung und die Förderung des Binnenmarktes. 

Anpassung des rechtlichen, ethischen und regulatorischen 
Rahmens  

Bedingt durch die digitale Umwälzung muss der geltende EU-Rahmen in vielerlei Hinsicht 
überarbeitet werden (s. Thema 8). Mehrere Rechtsvorschriften aus den Bereichen Digitalisierung der 
europäischen Industrie und der öffentlichen Verwaltung, elektronischer Handel, Urheberrecht, 
Cybersicherheit und Datenschutz wurden bereits angepasst oder erörtert. In Anbetracht der sich 
vollziehenden digitalen Transformation wird die EU in der Wahlperiode 2019–2024 die Anpassung 
ihrer Gesetze und Regelungen fortsetzen, wobei sie insbesondere in drei Hauptbereichen wird 
handeln müssen:  

Erstens müssen die politischen Entscheidungsträger der EU sich höchstwahrscheinlich 
schwerpunktmäßig mit Fragen von Ethik und Vertrauen befassen, die aus europäischer Sicht für 
die grundlegende Debatte über die Rolle, die Technologien in der Gesellschaft spielen sollten, von 
zentraler Bedeutung sind. Schon länger ist die Frage, inwieweit Technologien – besonders im 
Bereich Robotik und künstliche Intelligenz – die etablierten ethischen Normen angreifen, ein 
Brennpunkt der politischen Diskussion. Seit 2016 fordert das Europäische Parlament für den Bereich 
der Robotik einen klaren, strengen und wirksamen ethischen Leitrahmen. Nach der Mitteilung über 
künstliche Intelligenz für Europa und den während des gesamten Jahres 2018 geführten 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?qid=1539260975422&uri=COM:2018:686:FIN
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/614694/EPRS_BRI(2018)614694_EN.pdf
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/spotlight-blockchain-new-generation-digital-services
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/european-countries-join-blockchain-partnership
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/eu-blockchain-roundtable-paves-way-europe-lead-blockchain-technologies
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)628231
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)628254
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)628254
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)628247
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-18-4010_de.htm
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2018/628237/EPRS_BRI(2018)628237_EN.pdf
https://ec.europa.eu/research/ege/pdf/ege_ai_statement_2018.pdf#view=fit&pagemode=none
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/ATAG/2018/624246/EPRS_ATA(2018)624246_EN.pdf
https://oeil.secure.ep.parl.union.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2015%2F2103(INL)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2017-0051+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-connected-digital-single-market/file-artificial-intelligence-for-europe
http://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-connected-digital-single-market/file-artificial-intelligence-for-europe
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Konsultationen wird erwartet, dass die Kommission ethische Leitlinien der EU zu künstlicher 
Intelligenz vorlegt, die sich auf Bereiche wie Fairness, Sicherheit, Transparenz, Schutz der 
Privatsphäre und personenbezogener Daten sowie Nichtdiskriminierung erstrecken. Auch über 
solche politischen Schlüsselprobleme wie die Frage, auf welche Weise diskriminierende 
Algorithmen für maschinelles Lernen kontrolliert werden können oder wie eine konsequente 
Umsetzung entsprechender Vorschriften in der ganzen EU erreicht werden kann, muss nachgedacht 
werden, da einige Mitgliedstaaten, z. B. Frankreich und Deutschland, eigene KI-Strategien aufgelegt 
haben. 

Zweitens hat das Aufkommen neuer digitaler Technologien Anlass gegeben, darüber 
nachzudenken, ob die aktuellen EU-Vorschriften zu Fragen von Sicherheit und Haftung, 
insbesondere im Hinblick auf selbstfahrende Fahrzeuge und Erzeugnisse aus dem Bereich des 
Internets der Dinge, noch geeignet sind. Bereits 2017 hat das Europäische Parlament gefordert, die 
Vorschriften für die zivilrechtliche Haftung zu aktualisieren, damit der Entwicklung autonomer und 
kognitiver Funktionen in Autos und Robotern Rechnung getragen wird. Die Kommission hat für 
2019 einen Leitfaden zur Auslegung der Produkthaftungsrichtlinie vor dem Hintergrund der 
technologischen Entwicklungen angekündigt, um rechtliche Klarheit für Verbraucher und Hersteller 
sicherzustellen. Von den politischen Entscheidungsträgern wird erwartet, dass sie angesichts der 
Herausforderungen durch neue digitale Technologien besonders in den Blick nehmen, welche 
potenziellen Lücken der Sicherheits- und Haftungsrechtsrahmen der EU aufweist, und bestmögliche 
Abhilfemaßnahmen festlegen.  

Drittens wird in unserer immer stärker datengesteuerten Umwelt die Fähigkeit, Daten zu analysieren 
und aus ihnen zu lernen, zunehmend zu einer wichtigen Grundlage für geschäftlichen Erfolg und 
für effizient arbeitende Behörden. Der Zugang zu digitalen Daten und die Weiterverwendung 
digitaler Daten, insbesondere nicht personenbezogener und maschinengenerierter Daten, ist eine 
grundlegende Voraussetzung für die Digitalisierung in vielen Branchen (z. B. im Gesundheits- und 
Pflegebereich) und im öffentlichen Sektor. Diese politische Diskussion wird auch 2019 fortgesetzt 
werden, da perspektivisch die EU-Rechtsvorschriften an dieses neue Paradigma angepasst werden 
sollen, z. B. im Hinblick auf die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors und 
die gemeinsame Nutzung von Daten des Privatsektors. Ein wichtiger Schritt wird sein, neue 
Rechtsbegriffe wie „Dateneigentum“ oder „Datenübertragbarkeit“ klarzustellen. Die Kommission 
wird außerdem eine Empfehlung zu einem Format für eine europäische elektronische Patientenakte 
erlassen, um die Interoperabilität elektronischer Patientendatensysteme zu fördern und den 
digitalen Wandel im Gesundheits- und Pflegebereich in Europa zu unterstützen. Darüber hinaus 
sind die EU-Wettbewerbsbehörden angesichts der Herausforderungen der Digitalisierung für die 
Wettbewerbspolitik zunehmend beunruhigt und werden zweifellos im nächsten Jahr ihre 
Untersuchungen verstärken, um zu verhindern, dass es zu Datenübertragungsengpässen und 
Marktmachtmissbrauch durch digitale Plattformen kommt. 

 

https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/high-level-expert-group-artificial-intelligence
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-3362_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-3362_de.htm
https://www.aiforhumanity.fr/en/
https://ai-europe.eu/german-government-approves-strategy-paper-on-artificial-intelligence/
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/news/european-commission-staff-working-document-liability-emerging-digital-technologies
http://www.oeil.ep.parl.union.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2015/2103%28INL%29&l=en
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2017-0051+0+DOC+XML+V0//DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52018DC0246&qid=1549010036401&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM:2018:237:FIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=COM%3A2018%3A0232%3AFIN
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2018)628312
https://ec.europa.eu/digital-single-market/en/policies/building-european-data-economy
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/initiatives/ares-2018-5986687_de
http://ec.europa.eu/competition/scp19/






 
 

 

Dies ist die dritte Ausgabe einer jährlichen 
Veröffentlichung des EPRS, in der zentrale Fragen und 
Politikbereiche dargestellt und erläutert werden sollen, 
die voraussichtlich während des laufenden Jahres an 
vorrangiger Stelle auf der politischen Tagesordnung der 
Europäischen Union stehen werden. 

Analysiert werden darin Themen, die das neu zu 
wählende Europäische Parlament und die neue 
Kommission, den Weg in eine bald nur noch aus 
27 Mitgliedstaaten bestehende EU, die künftige 
Finanzierung der Union, den digitalen Wandel, 
künstliche Intelligenz und kollektive Intelligenz, innere 
Sicherheit, Handelskonflikte, Afrika, die Elektromobilität 
und die Weltmeere betreffen. 
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